Der Ministerprésident des Landes Schleswig-Holstein
Postfach 71 22 | 24171 Kiel

Prasidenten des
Schleswig-Holsteinischen Landtages
Herrn Klaus Schlie

Dusternbrooker Weg 70

24105 Kiel

Sehr geehrter Herr Prasident,

)(, Schleswig-Holstein
“ Der Ministerprasident

Schleswig-Holsteinischer Landtag
Unterrichtung 18/242
(6ffentlich)

Verteiler: Fraktionen, Mitglieder WI

/
\/4: September 2016

anliegend Ubersende ich zur Unterrichtung gem. § 7 Abs. 2 Parlamentsinformationsge-

setz (PIG) die vom Kabinett am 06. September 2016 beschlossene Bundesratsinitiative

,Entwurf einer Rechtsverordnung zur Anderung von Arbeitsschutzverordnungen®.

Federfuhrend zustandig ist die Ministerin flr Soziales, Gesundheit, Wissenschaft und

Gleichstellung.

Mit freundlichen Grafzen

Diisternbrooker Weg 104, 24105 Kiel | Telefon 0431 988-0 | Telefax 0431 988-1960 | www.schleswig-holstein.de |
Buslinien 41, 42, 51 | E-Mail-Adressen: Kein Zugang fiir elektronisch signierte oder verschliisselte Dokumente.


heiko.voss
Schreibmaschinentext
Schleswig-Holsteinischer Landtag
      Unterrichtung 18/242
       (öffentlich)
Verteiler: Fraktionen, Mitglieder WI

heiko.voss
Schreibmaschinentext

heiko.voss
Textfeld


Antrag

der Freien und Hansestadt Hamburg, des Landes Schleswng Holstem

(Ziel: alle Lander)

Entwurf einer Verordljung zur Anderung von Arbeitsschutzvérordnun-
dgen ‘ ' o '

A. Problem und Ziel

~ Mit dem Rechtsetzungsverfahren werden zwei Arbeitsschutzverordnungen geéndert: die

Arbeitsstattenverordnung (ArbStattV) in Artikel 1 und die Arbeitssohutherordnung zu
kinstlicher.  optischer ~ Strahlung -(OStrV) -in  Artikel 2. Die Inhalte - 'der
Bildschirmarbeitsverordnung (BildscharbV) werden in die ArbStattv Gbernommen. Artlkel
3 regelt das Inkrafttreten der Andérungen und das AuRerkraftsetzen der BildscharbV.

- Die Anderung der ArbStattV dient der Verbesserung der Sicherheit und des Schutzes der
Gesundheit der Beschaftigten beim Einrichten und Betreiben von Arbeitsstatten.-
Gleichzeitig soll sie dem Arbeitgeber die Umsetzung der in der ArbStattV festgelegten
Anforderungen’ erleichtern. Dazu wird die ArbStattV, die im Jahr 2004 grundlegend
novelliert und auf den Inhalt der EG-Arbeitsstattenrichtlinie (89/654/EWG)  reduziert
worden ist, konzeptionell an die anderen Arbeitsschutzverordnungen . (zum Beispiel
Betriebssicherheitsverordnung, Gefahrstoffverordnung, Blostoffverordnung, OStrV und so
weiter) angepasst und strukturell weiter verbessert. '

‘Seit einigen Jahren erhélt das Bundesministerium fir Arbeit und Soziales immer wieder
Anfragen aus der Praxis, wie bestimmte Anforderungen der ArbStattVv zu erflllen sind.
Diese Rechtsunsicherheit weist auf unbestimmte Vorgaben in der Verordnung hin. So
bestehen in der Praxis zum Beispiel Probleme, die Regelung umzusetzen, nach der
Arbeitsstatten ,méglichst ausreichend. Tageslicht erhalten mussen. Auch ist nicht immer
klar,  worin der Unterschied zwischen einem Biroarbeitsplatz und einem
Bildschirmarbeitsplatz besteht oder was unter einem Telearbeitsplatz zu verstehen ist. -
Dariiber hinaus werden in der Praxis einzelne Vorschriften aufgrund ihrer Unbestimmtheit
und der daraus folgenden weiten Auslegbarkeit unterschiedlich umgesetzt. Dieser Mangel
wurde auch von den Aufsichtsbehérden kritisiert. Anderungsbedarf besteht zudem
aufgrund neuer Erkenntnisse hinsichtlich emzelner Anforderungen an das ‘Einrichten und
Betreiben von Arbeitsstatten.

’

Die Anderung der ArbStattV hat das Ziel, durch eine prézisere Terminologie und durch
Klarstellungen Rechtssicherheit Zu schaffen und die ArbStattV gleichzeitig zu aktualisie-
ren. Auf diese Weise sollen die Sicherheit und der Schutz der Gesundheit der Beschaftlg-
ten in Arbeitsstatten gewahrleistet und verbessert werden. .

B. Lésung

Anderung der ArbStattV und Zusammenfassung mit der BildscharbV sowie Anderung der
OStrV. S




C. Alternativen

Keine

D. Haushalfsausgaben ohne Erfﬁlluhgsaufv\tand

Keine.
E. Erf'LiIIungsaLlfwand

E. 1 Erfiillungsaufwand fiir Bl'jrgerAinnen. und Biirger

. Keiner.

E.2 Erfiillungsaufwand fiir die Wirtschaft

Die Anforderungen an die Arbeitsumgebung von Arbeitsplatzen in Arbeitsstatten, die im
Arbeitsschutzgesetz grundsétzlich geregelt sind, werden mit der ArbStattV konkretisiert.
Bildschirmarbeitsplétze sind inzwischen elementarer Bestandteil von Arbeitsstétten in
Verwaltung, Industrie und Gewerbe. Deshalb werden die Anforderungen an
Bildschirmarbeitsplatze aus der BildscharbV in die ArbStattv Gberfihrt. Durch die
Zusammenfassung der beiden Verordnungen werden auch Doppelregelungen beseitigt,
sodass sich der Erfullungsaufwand fir die Wirtschaft verringert. Aufgrund der
Konkretisierung der - Anforderungen durch die vorliegende Verordnung ist keine
nennenswerte Erhdhung des Erflllungsaufwands zu erwarten. Ungeachtet dessen kann
es im Einzelfall je nach Gegebenheiten im jeweiligen Betrieb zu -zusétzlichem Aufwand
kommen. Dies dirfte sich jedoch aufgrund des Bestandsschutzes fir bestehende
Arbeitsstatten sowie aufgrund der Moglichkeit von Ausnahmegenehmlgungen auf
Einzelfalle beschranken. »

Davon Burokratlekosten aus Informatlonspﬂlchten

Es entstehen durch dle Anderungsverordnung keine neuen Informationspflichten. ..

E.3 Erfiillungsaufwand der Verwaltung
Die Verordnung fiihrt fir die Verwaltu‘n»g des Bundes und auch bei den Léndem' zu keiner

relevanten ‘Anderung des Erfillungsaufwands. Entsprechendes gilt auch. fur die-
Kommunen, sofern in einzelnen Landern die Zustandigkeit fur den Volizug der ArbStattV

bei den Kommunen Ilegt

F. Weitere Kosten

Keine.




Verordnung
zur Anderung von Arbeltsschutzverordnungen

Vom [Datum der Ausfertlgung]

Auf Grund des § 18 des Arbeitsschutzgesetzes, der zuletzt durch Artikel 227 Nummer 1
der Verordnung vom 31. Oktober 2006 (BGBI [ S. 2407) geandert worden ist, verordnet

~ die Bundesregierung:
| Inhaltstibersicht
Artikel 1 Andérung der Arbeitsstéittenverordnung .
Artikel 2 Anderung der Arbentsschutzverordnung Zu ktnstlicher optischer Strahlung

Artikel-3 lnkrafttreten AuBerkrafttreten

Artikel 1

Anderung der Arbeitsstéittenve'rordnung

Die Verordnung tber Arbeitsstatten (Arbeltsstattenverordnung) vom 12. August 2004
(BGBI. | S. 2179), die zuletzt durch Artikel 282 der Verordnung vom 31. August 2015
(BGBI. I S. 1474) gedndert worden ist, wird wie folgt geéndert:

1. Die lnhélts\ﬂbersicht wird wie foigt geéndert: |
a) Die Angabe zu'§ 6 wird wie folgt gefasst:
§ 6 Unterweisu—ng'der Beschaftigten".
b) Die Angabe zum Anhang wird wie folgt gefasst:-

3

+Anhang (Anforderungen und MaBnahmen fiir Arbeitsstétten nach § 3 Absatz 1)
2. § 1 wird wie folgt geéndert:
a) Die Absétze 1 und 2 werden durch die folgenden Absétze 1 bis 5 ersetzt:

,(1) Diese Verordnung dient der Sicherheit und dem Schutz der Gesundheit der
Beschéftigten beim Einrichten und Betreiben von Arbeitsstatten.

(2) Fur folgende Arbeitsstatten gelten nur § 5 und der Anhang Nummer 1.3:
1. Arbeitsstatten im Reisegewerbe und im Marktverkehr,
2. Transportmittel, die im 6ffentlichen Verkehr eingesetzt'werden,
3. Felder, Walder und sonstige Flachen, die zu einem land- oder
forstwirtschaftlichen Betrieb gehéren, aber auRerhalb der von ihm bebauten Flache

liegen.

(3) Fur Telearbeitsplatze gelten nur
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1. § 3 bei der erstmaligen Beurteilung der Arbeitsbedingungen und des

Arbeitsplatzes,

2. § 6 und der Anhang Nummer 6 :
soweit der Arbeitsplatz von dem im Betrieb abweicht. Die in Satz 1 genannten
Vorschriften gelten, soweit Anforderungen unter Beachtung der Elgenart von
Telearbeitsplatzen auf diese anwendbar sind.

(4) Der Anhang Nummer 6 gilt nicht far

1. Bedienerplétze von Maschinen oder Fahrerpléatze von Fahrzeugen mit
Bildschirmgeraten, '

2. tragbare Bildschirmgerate fur die ortsveranderliche Verwendung, die nicht
regelmafig an einem Arbeitsplatz verwendet werden,

3. Rechenmaschinen, Registrierkassen oder andere Arbeitsmittel mit einer kleinen
Daten- oder Messwertanzelgevomchtung, die zur unmlttelbaren Benutzung des
Arbeitsmittels erforderlich ist und «

4. Schreibmaschinen klassischer Bauart mit einem Dlsplay.

(5) Diese Verordnung gilt nicht fir Arbeitsstatten in Betrleben die dem
Bundesberggesetz unterllegen

~b) Der blsherlge Absatz 3 wird Absatz 6 und wie folgt geandert o ' ' ,

aa) In Satz 1'werden die Worter ,,Bundesmmlstenum fOr \/erkehr, Bau und
Stadtentwicklung” durch die Wérter ,Bundesministerium fir Verkehr und digitale
Infrastruktur, das Bundesministerium fur Umwelt, Naturschutz, Bau und
Re‘aktorsicherheit“ ersetzt.

bb) In Satz 2 wird das Wort ,,Gesundheltsschutz“ durch die Worter ,Schutz der
Gesundheit” ersetzt.

§ 2 wird wie folgt gefasst:
,§ 2 Begriffsbestimmungen

" (1) Arbeitsstatten sind:
1. Arbeitsrdume oder andere Orte in Gebauden auf dem Geldnde eines Betnebes R

2. Orte im Freien auf dem.Gelédnde eines Betriebes,
3. Orte auf Baustellen,

sofern sie zur Nutzung fir Arbeitsplatze vorgesehen sind.

(2) Zur Arbeltsstatte gehdren insbesondere auch
1. Orte auf dem Geldnde eines Betriebes oder einer Baustelle, zu- denen
Beschattigte im Rahmen ihrer Arbeit Zugang haben,

2. Verkehrswege, Fluchtwege Notausgénge, Lager-, Maschinen- und
Nebenrdume, Sanitérrdume, Kantinen,
Pausen- und Bereltschaftsraume Erste-Hilfe-Raume, Unterkunfte sowie

3. Einrichtungen, die dém Betreiben der Arbeltsstatte dienen, insbesondere
“Sicherheitsbeleuchtungen, Feuerléscheinrichtungen, Versorgungsemnchtungen,
Beleuchtungsanlagen, raumlufttechnische Anlagen, Signalanlagen,
Energieverteilungsanlagen, Tlren und Tore, Fahrsteige, Fahrtreppen
Laderampen und Steigleitern.

(3) Arbeitsraume sind die Rdume, in denen Arbeitsplatze innerhalb von Gebauden




dauerhaft eingerichtet sind.

4) Arbéitsp[étze sind Bereiche, in denen Beschaftigte im Rahmen ihrer Arbeit tatig
sind. ‘

(5) Bildschirmarbeitsplatze sind Arbeitsplatze, die sich in Arbeitsraumen befinden und
die mit Bildschirmgeraten und sonstigen Arbeitsmitteln ausgestattet sind.

(6) Bildschirmgerate sind Funktionseinheiten, zu denen insbesondere Bildschirme zur:
Darstellung von visuellen Informationen, Einrichtungen zur Datenein- und -ausgabe,
sonstige Steuerungs- und Kommunikationseinheiten (Rechner) sowie eine Software
zur Steuerung und Umsetzung der Arbeitsaufgabe gehéren.

(7) Telearbeitsplatze sind vom Arbeitgeber fest eingerichtete Bildschirmarbeitsplatze
im Privatbereich der Béeschaftigten, flr die der Arbeitgeber eine mit den Beschéftigten
vereinbarte wochentliche Arbeitszeit und die Dauer der Einrichtung festgelegt hat. .

. Ein Telearbeitsplatz ist vom Arbeitgeber erst dann eingerichtet, wenn Arbeitgeber und
Beschéftigte die Bedingungen der Telearbeit arbeitsvertraglich oder im Rahmen einer
Vereinbarung festgelegt haben und die benétigte Ausstattung des Telearbeitsplatzes
mit Mobiliar, Arbeitsmitteln einschlieflich der Kommunikationseinrichtungen durch
den Arbeitgeber oder eine von ihm. beauftragte Person im Privatbereich des
,Beschaftlgten bereitgestellt und installiert lst

(8) Einrichten ist das Bereitstellen und Ausgestalten der Arbeltsstatte Das Emrlchten
umfasst insbesondere:

1. bauliche Malknahmen oder Veranderungen '

2. das Ausstatten mit Maschinen, Anlagen, anderen Arbeitsmitteln und Mobiliar
sowie mit Beleuchtungs-~, Liftungs-, Heizungs-, Feuerlosch und.
Versorgungseinrichtungen,

3. das Anlegen und Kennzeichnen von Verkehrs- und Fluchtwegen sowie das
Kennzeichnen von Gefahrenstellen und brandschutztechmschen '
Ausriistungen und :

4. das Festlegen von Arbeitsplatzen.

(9) Das Betreiben von Arbeitsstatten umfasst das Benutzen, Instandhalten und
Optimieren der Arbeitsstétten sowie die Organisation und Gestaltung der Arbeit
einschlieRlich der Arbeltsablaufe in Arbeitsstatten.

(10).Instandhalten ist die Wartung, Inspektion, Instandsetzung oder Verbesserung der
“Arbeitsstatten zum Erhalt des baulichen und technischen Zustandes.

(11) Stand der Technik ist der Entwicklungsstand fortschrittlicher Verfahren,
Einrichtungen oder Betriebsweisen, der die praktische Eignung einer Mafnahme zur

, Gewéhrleistung der Sicherheit und zum Schutz der Gesundheit der Beschéftigten
gesichert erscheinen lasst. Bei der Bestimmung des Stands der Technik sind
insbesondere vergleichbare Verfahren, Einrichtungen oder Betriebsweisen
heranzuziehen, die mit Erfolg in der Praxis erprobt worden sind. Glelches gilt fur die
Anforderungen an die Arbeltsmedlzm und die Hyglene

(12) Fachkundig ist, wer Uber die zur Ausiibung einer in dieser Verordnung ‘
bestimmten Aufgabe erforderlichen Fachkenntnisse verfiigt. Die Anforderungen an
die Fachkunde sind abh&ngig von der jeweiligen Art der Aufgabe. Zu den
Anforderungen zahlen eine entsprechende Berufsausbildung, Berufserfahrung oder
eine zeitnah ausgetibte entsprechende berufliche Tatigkeit. Die Fachkenntnlsse smd
durch Tellnahme an Schulungen auf aktuellem Stand zu halten.*




§ 3 wird wie folgt geandert: |
a) Absatz 1 wird wie folgt gééhdert:
aa) Satz 2 wird wie folgt gefasst:

,Ist dies der Fall,A hat er alle méglichen Gefahrdungen der Sicherheit und der
Gesundheit der Beschaftigten zu beurteilen und dabei die Auswirkungen der
Arbeitsorganisation und der Arbeitsabldufe in der Arbeitsstatte zu berlicksichtigen.

€«

bb) Nach Satz 2 Wird folgender Satz 3 eingefigt:

LBei der Gefahrdungsbeurteilung hat er die physischen und psychischen
Belastungen sowie bei Bildschirmarbeitsplatzen insbesondere die Belastungen der
Augen oder die Gefahrdung des Sehvermdgens der Beschéftigten zu
berlicksichtigen.”

- cc) Aus dem bisherigen Satz 3 wird Satz 4. In dem neuen Satz 4 wird das Wort:
»Schutzmalinahmen“ durch die Wérter ,Mafinahmen zum Schutz der Beschaftlgten
ersetzt.

b) Absatz 3 wird wie folgt geandert: -

aa) In Satz 1 werden die Worter ,,unabhanglg von der Zahl der Beschaftlgten
gestrlohen ,

bb) In Satz 2 wird die Angabe ,Satz 3" durch die Angabe ,Satz 4" ersetzt.
§ 3a wird wie folgt geédndert:
-a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

,(1) Der Arbeitgeber hat daftir zu sorgen, dass Arbeitsstatten so eingerichtet und
betrieben werden, dass Gefahrdungen fur die Sicherheit und die Gesundheit der
Beschaftigten moglichst vermieden und verbleibende Gefahrdungen méglichst
gering gehalten werden. Beim Einrichten und Betreiben der Arbeitsstéatten hat der
Arbeitgeber die Malnahmen nach § 3 Absatz 1 durchzufilhren und dabei
den Stand der Technik, Arbeitsmedizin und Hygiene, die ergonomischen

- Anforderungen sowie insbesondere die vom Bundesministerium fur Arbeit und
Soziales nach § 7 Absatz 4 bekannt gemachten Regeln und Erkennthisse zu

. berticksichtigen. Bei Einhaltung der bekannt gemachten Regeln ist davon -
auszugehen, dass die in dieser Verordnung gestellten Anforderungen
diesbeziiglich erfullt sind. Wendet der Arbeitgeber diese.Regeln nicht an, so muss
er durch andere Ma3nahmen die gleiche Sicherheit und den gleichen Schutz der
Gesundheit der Beschéftigten erreichen.” :

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

,(2) Beschéftigt der Arbeitgeber Menschen mit Behinderungen, hat er die

- Arbeitsstétte so einzurichten und zu betreiben, dass die besonderen Belange
dieser Beschaftigten im Hinblick auf die Sicherheit und den Schutz der Gesundheit
berlicksichtigt werden.
Dies gilt insbesondere fur die bamerefrele Gestaltung von Arbeitsplatzen,,
Sanitar-, Pausen- und Bereitschaftsrdumen, Kantinen, Erste-Hilfe-Raumen und
Unterkiinften sowie den zugehdrigen Tlren, Verkehrswegen, Fluchtwegen,
Notausgangen Treppen und Orientierungssystemen, die von den
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Beschéftigten mit Behindefungen benutzt werden.”
c) In'Absatz 3 wird nach Satz 1 folgender Satz 2 eingeflgt:

,Der Antrag des Arbeitgebers kann in Papierform oder elektronisch tibermittelt
werden.*

d) Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

»(4) Anfofderungen'in anderen Rechtsvorsch‘r‘iften, inshesondere im
- Bauordnungsrecht der Lander, gelten vorrangig, soweit sie Uber die
Anforderungen dieser Verordnung hinausgehen.”

§ 4 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 Satz 2 werden die Wor’(er st die Arbeit msowelt emzustellen“ durch
die Worter ,hat er daftir zu sorgen, dass die gefahrdeten Beschaftlgten ihre Tatigkeit
unverzlglich einstellen” ersetzt. ‘

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:”

,(3) Der Arbeitgeber hat die Sicherheitseinrichtungen, insbesondere
Sicherheitsbeleuchtung, Brandmelde- und Feuerléscheinrichtungen, Signalanlagen,
Notaggregate und Notschalter sowie raumlufttechnische Anlagen instand zu halten
und in regelmaigen Abstanden auf ihre Funktionsfahigkeit priifen zu lassen.”

c) Absatz 4 wird wie folgt-ge:‘a‘ndertﬁ
aa) Die Satze 1 und 2 werden wie folgt gefasst:

Loer Arbeltgeber hat dafur zu sorgen dass Verkehrswege Fluchtwege und
Notausgange standig frelgehalten werden, damit sie jederzeit benutzbar sind.

Der Arbeitgeber hat Vorkehrungen so zu treffen dass die Beschaftigten bei Gefahr
sich unverziiglich in Sicherheit bringen und schnell gerettet werden kénnen.*

bb) In Satz 5 werden die Wérter ,dieses Planes durch die Wérter ,diesem Plan“ '
ersetzt. '

d) In'Absatz 5 werden nach dem Wort ,hat* die Worter ,beim Einrichtén und Betreiben
von Arbeitsstatten” eingefiigt und die Wérter ,ersten Hilfe" durch dle Worter ,Ersten
Hilfe* ersetzt sowre das Wort ,,diese geloscht

§5 Absatz 2 wird wie folgt gefasst.
,(2) In Arbeitsstatten mit Publikumsverkehr hat der Arbeifgeber beim Eihrichten und
Betreiben von Arbeitsrdumen der Natur des Betriebes entsprechende und der Art der

Beschéftigung angepasste technische oder organisatorische MaRnahmen nach
Absatz 1 zum Schutz der nicht rauchenden Beschéftigten zu treffen.”

§ 6. wird wie folgt gefasst:
,§ 6 Unterweisung der Beschiftigten

(1) Der Arbeitgeber hat den Beschéftigteh ausreichende und angemessehe-
Informationen anhand der Gefahrdungsbeurteilung in einer fur die Beschéttigten
versténdlichen Form und Sprache zur Verfigung zu stéllen tber
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das bestimmungsgemalie Betreiben der Arbeitsstatte,

2. alle’ gesundheits- und smherhextsrelevanten Fragen im Zusammenhang mit
ihrer Tatigkeit,

3. Mallnahmen, die zur Gewahrle:stung der Sicherheit und zum Schutz der
Gesundheit der Beschéftigten durchgefihrt werden missen, und

4. arbeitsplatzspezifische MalRnahmen, msbesondere bei Tétigkeiten auf Baustellen
oder an Bildschirmgeréten, :

und sie anhand dieser Informationen zu unterweisen.

-—

(2) Die Unterweisung nach Absatz 1 muss sich auf Malnahmen im Gefahrenfall
erstrecken, insbesondere auf
1. die Bedienung von Sicherheits- und Wamemrlchtungen
2. die Erste Hilfe und die dazu vorgehaltenen Mittel und Einrichtungen und
3. den innerbetrieblichen Verkehr.

(3) Die Unterweisung nach Absatz -1 muss sich auf Manahmen der Brandverhiitung
und Verhaltensmafsnahmen im Brandfall erstrecken, insbesondere auf die Nutzung
der Fluchtwege und Notausgange Diejenigen Beschiftigten, die Aufgaben der
‘Brandbekampfung - ilbernehmen, hat der Arbeitgeber in der Bedienung der
Feuerléscheinrichtungen zu unterweisen. ’

(4) Die Unterweisungen mussen vor Aufnahme der Tétigkeit stattfinden. Danach sind
sie ‘mindestens jahrlich zu wiederholen. Sie haben in einer fir die Beschaftigten
verstandlichen Form und Sprache zu erfolgen. Unterweisungen sind unverziiglich zu -
wiederholen, wenn sich die Tétigkeiten der Beschaftlgten die Arbeitsorganisation, die
Arbeits- und Fertigungsverfahren oder die- Einrichtungen und Betriebsweisen in .der
Arbeitsstatte wesentlich verdndern und die Veranderung mit zusatzlichen
- Gefshrdungen verbunden ist.” -

-§ 7 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 3 wird wie folgt gééndert:

~ aa) Satz 1 wird wie folgt geéndert:

s

aaa) In Nummer 1 wird das Wort ,Arbeitshygiene” durch das Wort ,Hygiene” ersetzt.
bbb) Die Nummerh 2 und 3 werden wie folgt gefésst:

,2. Regeln und Erkenntnisse zu ermitteln, wie die Anforderungen dieser Verordnung
erfullt werden kénnen, sowie Empfehlungen fur weitere Malknahmen zur
Gewabhrleistung der Sicherheit und zum Schutz der Gesundheit der Beschaf’ugten
auszuarbeiten, und

3. das Bundesministerium far Arbelt und Soziales in allen Fragen der Sicherheit und
der Gesundheit der Beschaftigten in Arbeitsstatten zu beraten.”

bb) Die folgenden Sétze werden dem Absatz 3.angefiigt:

,Die Sitzungen des Ausschusses sind nicht 6ffentlich. Beratungs- und ‘
Abstimmungsergebnisse des Ausschusses sowie Niederschriften der Untergremien
sind vertraulich zu behandeln, soweit die Erfillung der Aufgaben, die den
Untergremien oder den Mitgliedern des Ausschusses obhegen dem nicht
entgegenstehen
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b) In Absatz 4 werden nach dem Wort ,,Erkenntmsse“ die Worter SOWIe

, Empfehlungen eingeflgt.

§ 8 wird wie folgt ge&ndert:
a) In Absatz 1 wird Satz 1 wie folgt geéndert:

aa) In Nummér 1 wird das Wort serrichtet” durch das Wort ,,eingerichtét“ Aersetzt.

bb) In dem Satzteil nach Nummer 2 werden die Wérter ,gelten hierfir nur* durch die

Worter ,gelten hierflr bis zum 31. Dezember 2020 mindestens” ersetzt.
b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

,(2) Bestimmungen in vom Ausschuss fUr Arbeitsstatten ermittelten und vom
Bundesministerium fur Arbeit und Soziales' im Gemeinsamen Ministerialblatt bekannt
gemachten Regeln fir Arbeitsstatten, die Anforderungen an den Arbeltsplatz
enthalten, gelten unter Berucksmh’ugung der Begriffsbestimmung des Arbeitsplatzes
in§2 Absatz 2 der Arbeitsstattenverordnung vom 12. August 2004 (BGBI. 1 S. 2179),
die zuletzt durch Artikel 282 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBI. | S. 1474)
geéndert worden ist, solange fort, bis sie vom Ausschuss fiir Arbeitsstétten tberpriift -
und erforderlichenfalls vom BMAS im Gememsamen Ministerialblatt neu bekannt

gemacht worden sind.” .

§9 Absatz 1 wnrd wie folgt gefasst:

1) Ordnungsmdrlg im Sinne des § 25 Absatz 1 Nummer 1 des

- Arbeitsschutzgesetzes handelt, wer vorsétzlich oder fahrlassig

12.

1. entgegen § 3 Absatz 3 eine Gefahrdungsbeurterlung nicht richtig, mcht vollstandlg
oder nicht rechtzeitig dokumentiert,

2. entgegen § 3a Absatz 1 Satz 1 nicht dafiir sorgt, dass eine Arbeltsstatte in der dort
vorgeschriebenen Weise eingerichtet ist oder betrieben wird,

3. entgegen § 3a Absatz 1 Satz 2 in Verbindung mit Nummer 4.1 Absatz 1 des
Anhangs einen.dort genannten Toilettenraum oder eine dort genannte mobile,
anschlussfreie Toilettenkabine nicht oder nicht in der vorgeschriebenen Welse zur
Verfugung stellt,

4. entgegen § 3a Absatz 1 Satz 2 in Verbmdung mit Nummer 4.2 Absatz 1 des
Anhangs einen dort genannten Pausenraum oder einen dert genannten
Pausenbereich nicht oder nicht in der vorgeschriebenen Weise zur Verfugung stellt,-
5. entgegen § 3a Absatz 2 eine Arbeitsstatte nicht in der dort vorgeschriebenen
Weise- einrichtet oder betreibt,

6. entgegen § 4 Absatz 1 Satz 2 nicht dafiir sorgt, dass die gefahrdeten Beschaftigten

-ihre Tatigkeit unverziglich einstellen,

7. entgegen § 4 Absatz 4 Satz 1 nicht dafiir sorgt, dass Verkehrswege, Fluchtwege |

und Notausgénge freigehalten werden,
8. entgegen § 4 Absatz 5 ein Mittel oder eine Einrichtung zur Ersten Hilfe nicht zur

Verfligung stellt,
9. enfgegen § 6 Absatz 4 Satz 1 nicht sicherstellt, dass die Beschéftigten vor

Aufnahme der Tatlgkelt unterwiesen werden

Der Anhang wird wie folgt gedndert:
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a) Die Uberschrift wird wie folgt gefasst:

»YAnhang |
(Anforderungen und. MaBnahmen fir Arbeitsstatten nach §3 Absatz 1)

b) Die lnhaltsubersmht wird wie folgt geandert

aa) Die Angabe zu Nummer 1.1 wird wie folgt gefasst:

vl »Anforderungen an Konstruktion und Festigkeit von Geb&auden®
bb) Die Angabe zu Nummer 4 wird wie f‘ol.gt gefasst'

,Sanitar-, Pausen- und Bereitschaftsraume, Kantmen Erste Hilfe- Raume und
Unterkinfte"

cc) Die Angabe zu Nummer 5 wird wie folgt gefasst' '

,,Erganzende Anforderungen und MaBnahmen far besondere Arbeltsstatten und
Arbeltsplatze

-dd) Die Angabe zu Nummér 5.1 wird wie folgt gefasst:

LArbeitsplatze in nicht allseits umschlossenen Arbeitsstatten und Arbeitsplatze im
-Freien® ’ : '

ee) Die Angabe zu Nummer 5.2 wird wie folgt gefasst:
,Baustellen”
ff) Folgend‘e Angaben werden angefiigt:

-,6. MaRnahmen zur Gestaltung von Bildschirmarbeitsplatzen

6.1 Aligemeine Anforderungen an Bildschirmarbeitsplatze

-6.2 Allgemeine Anforderungen an Bildschirme und Bildschirmgerate

6. 3 Anforderungen ah Bildschirmgerate und Arbeitsmittel fur die ortsgebundene

Verwendung an Arbeitsplatzen
6.4 Anforderungen an tragbare Bildschirmgerate fur die ortsveranderllche

- Verwendung. an Arbeitsplatzen
6.5 Anforderungen an die Benutzerfreundhchkelt von Blldschirmarbeltsplatzen
c¢) Die Erlauterung nach der Inhaltsiibersicht und vor Nummer 1 wird gestrichen.
d) Die Uberschrift der Nummék 1.1 wird-wie folgt gefasst:
,1.1 Anforderungen an Konstruktion und Festigkeit von Gebduden*.
) Nummer 1.2 wird wie folgt gééndert;
aa) In Absatz 1 werden nach dem Wort LArbeitsraume” die Worter
., Sanitér-, Pausen- und Bereitschaftsraume, Kantinen, Erste-Hilfe-Rdume und

Unterkiinfte* und nach dem Wort ,,Wohlbeflndens“ werden die Wertter ,die Rdume
nutzen oder" emgefugt ‘

- bb) In Absatz 2 werden dle Worter ,,aller weiteren” durch das Wort ,der” ersetzt
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cc) In Absatz 3 werden die Wérter ,kérperlichen Beanspruchung“ durch die Wérter
Lphysischen Belastung® ersetzt.

f) Nummer 1.3 wird wie folgt geéndert:
aa) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

,Das Ergebnis der Gefdhrdungsbeurteilung und die
MafRnahmen nach § 3 Absatz 1 sind dabei zu berlcksichtigen.”

bb) Absatz 3 wird aufgehoben.‘
g) Nummer 1.4 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

LAnlagen, die der Versorgung der Arbeitsstatte mit Energie dienen, miissen so
ausgewahlt, installiert und betrieben werden, dass die Beschaftigten vor dem direkten
oder indirekten Beriihren spannungsfihrender Teile geschiitzt sind und dass von den
Anlagen keine Brand- oder Explosionsgefahren ausgehen.”

h).Nummér 1.5 wird wie folgt geéndert:
aa) Absatz 1 wird wie folgt Qefasst;

,(1) Die Oberflachen der FuBbéden, Wéande und Decken der Raume missen so

- gestaltet sein, dass sie den Erfordernissen des smheren Betreibens entsprechen
- sowie leicht und sicher zu reinigen sind.

Arbeitsraume miissen unter Beriicksichtigung der Art des Betriebes und der

‘ physischen Belastungen eine angemessene D&mmung gegen Warme und Kalte
sowie eine ausreichende Isolierung gegen Feuchtigkeit aufweisen. Auch Sanitar-,
Pausen- und Bereitschaftsraume, Kantinen, Erste-Hilfe-Rdume und Unterkinfte
missen Uber eine angemessene Dammung gegen Warme und Kélte sowie eine
ausreichende Isolierung gegen Feuchtigkeit verfiigen.”

bb) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

,(3) Durchsichtige oder lichtdurchlassige Wande, insbesondere Ganzglaswande in
‘Arbeitsrdumen oder im Bereich von Verkehrswegen, missen deutlich gekennzeichnet.
sein. Sie missen entweder aus bruchsicherem Werkstoff bestehen oder so gegen die
Arbeitsplétze in Arbeitsraumen oder die Verkehrswege abgeschirmt sein, dass die
Beschéftigten nicht mit den Wanden in Beriihrung kommen und beim Zersplittern der
Wénde nicht verletzt werden kc‘jnnen.“ '

cc) In Absatz 4 werden die Woérter ,vorhanden sind” duroh die Worter Loenutzt
werden ersetzt

i) In Nummer 1.7 Absatz 8 wird das Wort LZiffer* durch das Wort ,Nummer* ersetzt.
iYIn Nummer 1.8 Absatz 6 wird das Wort', Ziffer” durch das Wort ,Nummer* ersetzt.

k) Nummer 2.1 wird wie folgt gefasst:

,2.1 Schutz vor Absturz und herabfallenden Gegensténden, Betreten von
Gefahrenberelchen

(1D Arbeltsplatze und Verkehrswege bei denen eine Absturzgefahr fiir Beschaftlgte
oder die Gefahr des Herabfallens von Gegensténden besteht, mussen mit
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Schutzvorrichtungen -versehen sein, die verhindern, dass Beschéftigte abstirzen oder
durch herabfallende Gegenstande verletzt werden kénnen. Sind aufgrund der
Eigenart des Arbeitsplatzes oder der durchzufiihrenden Arbeiten Schutzvorrichtungen
gegen Absturz nicht geeignet, muss der Arbeitgeber die Sicherheit der Beschéaftigten
durch andere wirksame MaRRnahmen gewéhrleisten. Eine Absturzgefahr besteht bei
einer Absturzh6he von mehr als einem Meter.

) Arbeitsplatze und Verkehrswege die an Gefahrenbereiche grenzen, miissen mit
Schutzvorrichtungen versehen sein, die verhindern, dass Beschéftigte in die -
- Gefahrenbereiche gelangen.

(3) Die Arbeitsplatze und Verkehrswege nach den Absatzen 1 und 2 missen gegen
unbefugtes Betreten gesichert und gut sichtbar als Gefahrenbereiche gekennzeichnet
sein. Zum Schutz derjemgen die diese Bereiche betreten missen, sind geelgnete

Mafnahmen zu treffen.”
I) Nummer 3.3 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

(1) Jedem Beschaftlgten muss mindestens eine Kleiderablage zur Verfigung stehen,
sofern keine Umkleiderdume vorhanden sind."

~m)Nummer 3.4 wird wie folgt gedndert:
aa) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

,(1) Der Arbeitgeber darf als Arbeitsraume nur solche Raume betreiben, die moglichst
ausreichend Tageslicht erhalten und die eine Sichtverbindung nach aulken haben.

. Dies gilt- nicht fir
1. R&ume, bei denen betriebs-, produktions- oder bautechnlsche Grunde Tageshcht

oder einer Sichtverbindung nach auBen entgegenstehen,
2. Rdume, in denen sich Beschaftigte zur Verrichtung ihrer Tatigkeit regelmarslg nicht
iber einen langeren Zeitraum oder im Verlauf der taglichen Arbeitszeit nur kurzzeitig
aufhalten missen, insbesondere Archlve Lager-; Maschinen- und Nebenrdume,
Teeklchen,
3. Rdume, die vollstandig unter Erdgleiche Ilegen soweit es sich dabei um
Tiefgaragen oder dhnliche Einrichtungen, um kulturelle Einrichtungen,.um
Verkaufsrdume oder um Schank- und Speiserdume handelt, '
_4. Raume in Bahnhofs- oder Flughafenhallen, Passagen oder innerhalb von

Kaufhdusern und Einkaufszentren,
5. Raume mit einer Grundfliche von mindestens 2.000 m? sofern Oberllchter oder

andere bauliche Vomchtungen vorhanden sind, die Tagesllcht in den Arbeitsraum
lenken.*

bb) Nach Absatz 1 werden die folgenden Absatze 2 bis 5 eingefgt:

,(2) Pausen- und Bereitschaftsrdume sowie Unterkiinfte miissen méglichst
ausreichend mit Tageslicht beleuchtet sein und eine Sichtverbindung nach au3en
haben. Kantinen sollen méglichst ausreichend Tageslicht erhalten und eine
Sichtverbindung nach auflen haben. ~

(3) Rdume, die bis zum [Tag des Inkrafttretens der AnderungsVO] eingerichtet
worden sind oder mit deren Einrichtung begonnen worden war und die die
Anforderungen nach Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 2 nicht erflllen, diirfen ohne eine
Sichtverbindung nach auen weiter betrieben werden, bis sie wesenthch erweltert
oder umgebaut werden.
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(4) In Arbeitsrdumen muss die Starke des Tageshohtemfalls am Arbeitsplatz je nach
Art der Tatigkeit reguhert werden kdnnen. :

(5) Arbeitsstatten miissen mit Einrichtungen ausgestaftet sein, die eine angemessene
klinstliche Beleuchtung erméglichen, so dass die Sicherheit und der Schutz der
Gesundheit der Beschéaftigten gewahrlelstet sind.” '

cc) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 6 und wie foigt gefasst:

,(6) Die Beleuchtungsanlagen sind so auszuwahlen und anzuordnen dass dadurch
die Sicherheit und die Gesundheit der Beschéftigten nicht gefahrdet werden.”

dd) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 7 und wie folgt gefasst:

»(7) Arbeitsstatten, in denen bei Ausfall der Allgemeinbeleuchtuhg die Sicherheit der
Beschiftigten gefahrdet werden'kann, missen eine ausreichende
Slcherheltsbeleuchtung haben."

: ; n) Nummer 3.5 wird wie folgt geadndert:

7

" aa) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

(1) Arbeitsrdume, in denen aus betriebstechnischer Sicht keine spezifischen
Anforderungen an die Raumtemperatur gestellt werden, miissen wahrend der
Nutzungsdauer unter Beriicksichtigung der Arbeitsverfahren und der phyS|schen
Belastungen der Beschéftigten eine gesundheitlich zutraghche Raumtemperatur
haben.* ,

bb) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingeftgt:

‘ ,(2) Sanitar-, Pausen und Berertschaftsraume Kantinen, Erste Hilfe-Rdume und
Unterkinfte missen wahrend der Nutzungsdauer unter Berucksnchtlgung des

| . spezn‘lschen Nutzungszwecks eine gesundheitlich zutragliche Raumtemperatur

haben.*
cc) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 und wie folgt gefasst:

" ,(3) Fenster, Oberlichter und Glaswande missen unter Berlicksichtigung der
Arbeitsverfahren und der Art der Arbeitsstatte eine Abschirmung gegen ubermaBlge
Sonnenemstrahlung ermogllchen

. o) Nummer 3.6 wird wie folgt geénde’rt:
aa) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

(1) In Arbeitsrdumen, Sanitar-, Pausen- und Bereitschaftsraumen, Kantinen, Erste-
Hilfe-Raumen und Unterklnften muss unter Berlicksichtigung des spezifischen
Nutzungszwecks, der Arbeitsverfahren, der physischen Belastungen und der Anzahl
der Beschaftigten sowie der sonstigen anwesenden Personen wahrend der o
Nutzungsdauer ausreichend gesundheitlich zutragliche Atemluft vorhanden sein.”

bb) In Absatz 2 Satz 2 werden die Wérter , Eine Stérung muss® durch die Wérter
,Bei raumlufttechnischen Anlagen muss eine Stérung” ersetzt.

cc) In Absatz 3 werden die Worter ,Klimaanlagen oder mechanische "
Beltftungseinrichtungen® durch die Wérter ,raumiufttechnische Anlagen® ersetzt.
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p) Die Uberschrift der Nummer 4 wird wie folgt gefasst:

»4 Sanitar-, Pausen und Bereitschaftsraume, Kantinen, Erste-Hilfe-Raume und
Unterkiinfte".

q) Nummer 4.1 wird wie folgt gesndert:
aa) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

(1) Der Arbeitgeber hat Toilettenrdume zur Verfligung zu stellen. Toiléttenrdume sind
far Manner und Frauen getrennt einzurichten oder es ist eine getrennte Nutzung zu
ermdglichen. Toilettenrdume sind mit verschlieBbaren Zugangen, einer
ausreichenden Anzahl von Tonettenbecken und Handwaschgelegenheiten zur ,
Verfligung zu stellen. Sie milssen sich sowohl in der Nahe der Arbeitsrdume als auch
in der Néhe von Kantinen, Pausen- und Bereitschaftsraumen, Wasch- und
Umkleiderdumen befinden. Bei Arbeiten im Freien und auf Baustellen mit wenigen
Beschéftigten sind mobile, anschlussfreie Tonlettenkabmen in der Nahe der

. Arbeltsplatze ausreichend.” :

bb) Absatz 2 wird wie folgt geandert:
aaa) Dem Satz 1 werden die folgenden Satze vorangestellt:

,Der Arbeitgeber hat - wenn es die Art der Tatigkeit oder gesundheitliche Griinde
erfordern - Waschraume zur Verfigung zu stellen. Diese sind fir Manner und Frauen
getrennt einzurichten oder es ist eine getrennte Nutzung zu erméglichen. Bei Arbeiten
im Freien und auf Baustellen mit wenigen Beschaftigten sind Waschgelegeriheiten
ausreichend.”

bbb) Der neue Satz 4 wird wie folgt gedndert:

aaaa) In dem Satzteil vor Buchstabe a werden die Wor’fer ,hach § 6 Abs. 2 Satz 2*
gestrlchen

bbbb) ln Buchstabe a werden die Wérter ,,des Arbeltsplatzes“ durch dle Worter Lvon
Arbeitsrdumen” ersetzt. .

ceee) In Buohstabe b wird das Wort ,muss* durch das Wort ,,mussen“
ersetzt.

cce) Indem neuen Satz 5 werden die Wérter ,nach § 6 Abs. 2 Satz 2 gestrichen. .

| ., CC) Absatz 3 wird wie folgt geandert |

aaa) Dem Satz 1 werden die folgenden Satze vorangeste”t

»,V,Der Arbeitgeber hat geeignete Umkleideréume'zur Verfligung zu stellen, wenn die
Beschaftigten bei ihrer Tatigkeit besondere Arbeitskleidung tragen miissen und es

thnen nicht zuzumuten ist, sich in einem anderen Raum umzukleiden.

Umkleiderdume sind fur Manner und Frauen getrennt einzurichten oder es ist eine
getrennte Nutzung zu ermoghchen

' bbb) In dem neuen Satz 3 werden die Worter ,nach § 6 Abs. 2 Satz 3“ gestrichen.

ccc) In dem neuen Satz 4 wird nach dem Wort ,wenn* das Wort ,die" eingeflgt.
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r) Nummer 4.2 wird wie'folgf geéndert:
aa) Dem Absatz 1 wird ‘folgender Absatz 1 vorangestel!t'

* (1) Bei mehr als zehn Beschéftigten oder wenn die Sicherheit und der Schutz der
Gesundheit es erfordern, ist den Beschéftigten ein Pausenraum oder-ein
entsprechender Pausenberelch zur Verfliigung zu stellen. Dies gilt nicht, wenn die
Beschéftigten in Buroraumen oder vergleichbaren Arbeitsraumen beschéftigt sind und
dort gleichwertige Voraussetzungen fir eine Erholung wéhrend der Pause gegeben
sind. Fallen in die Arbeitszeit regelmaBig und héufig Arbeitsbereitschaftszeiten oder
Arbeitsunterbrechungen und sind keine Pausenrdume vorhanden, so sind fir die -

- Beschaftigten Raume fir Bereitschaftszeiten einzurichten. Schwangere Frauen und
stillende Mutter miissen sich wahrend der Pausen und, soweit es erforderlich ist,
auch wahrend der Arbeltsze!t unter geelgneten Bedmgungen hinlegen und ausruhen
kénnen.”

bb) Der bisherige Absatz 1 wird Absatz 2 und die Wérter ,nach § 6 Abs. 3 Satz 1"
werden gestrlchen

cc) Der blshenge Absatz 2 wird Absatz 3 und die Wérter ,nach § 6 Abs. 3 Satz 3
werden gestrichen.

's) Nummer 4.3 wird wie fblgt geéndér‘c: ’
aa) Dem Absatz 1 wird folgender Absatz 1 ‘_vorangestellt: -

(1) Erste-Hilfe-Raume oder vergleichbare Bereiche sind entsprechend der Art der
Gefahrdungen in der Arbeitsstatte oder der Anzahi der Beschaftigten, der Art der
auszuilbenden Tatlgkelten sowie der rdumlichen GroRRe der Betriebe zur
Verfugung zu stellen. :

- bb) Der bisherige Absatz 1 wird Absatz 2 und die Angabe ,nach § 6.Abs. 4* wird
- gestrichen. A

cc) Der bisherige Absatz 2 wird Absa{z 3 und’in Satz 1 werden die Woérter
,Einrichtungen und Materialien zur ersten Hilfe* durch die Worter ,,Mltteln und
Emrlchtungen zur Ersten Hilfe” ersetzt. : :

dd) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4 und die Satze 1 und 2 werden wie folgt
gefasst

,,DarUber hinaus sind tberall dort, wo es die Arbeitsbedingungen erfordern, Mittel und
Einrichtungen zur Ersten Hilfe aufzubewahren. Sie mussen leicht zugénglich und
emsatzberelt sein.”

I3

t) Nummer 4.4 wird wie f'olgt\geéndert
aa) Dem Absatz 1 wird folgender Absatz 1 vorangestellt:

.(1) Der Arbeitgeber hat angemessene Unterkiinfte fir Beschaftigte zur Verfligung zu
stellen, gegebenenfalls auch auBerhalb der Arbeitsstatte, wenn es aus Grinden der
Sicherheit und zum Schutz der Gesundheit erforderlich ist. Die Bereitstellung
angemessener Unterkiinfte kann insbesondere wegen der Abgelegenheit der
Arbeitsstétte, der Art der auszutibenden Tatigkeiten oder der Anzahl der im Betrieb
beschéftigten Personen erforderlich sein. Kann der Arbeitgeber erforderliche
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Unterkiinfte nicht zur Verfligung stellen hat er fur eine andere angemessene
Unterbrmgung der Beschaftrgten ZU sorgen.”

bb) Der bisherige Absatz 1 wird Absatz 2.
cc) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 und wie folgt gefasst:

»(3) Wird die Unterkunft von Mannern und Frauen gemeinsam genutzt ist dies bei der
Zuteilung der Raume zu bertcksichtigen.”

u) Die Uberschrift der Numrmer 5 wird wie folgt gefasst:

,9 Ergédnzende Anforderungen und MaBnahmen fiir besondere Arbe:tsstatten
und Arbeitsplatze”.

v) Nummer 5.1 wird Vwie folgt gedndert:
aa) Die Uberschrift wird wie folgt gefasst:

,5.1 Arbeitspldtze in nicht allseits umschlossenen Arbeltsstatten und
Arbeitsplatze im Frelen :

‘bb) In Satz 1 werden die Wérter ,und im Freien sind so zu gestalten” durch die Wérter
.und Arbeitsplatze im Freien sind so einzurichten und zu betreiben” ersetzt.

cc) In Satz 2 wird hach dem Wort ,,‘dass“ das Wort ,,diese‘i eingefligt.
w) Nummer 5.2 wird wie folgt gedndert:

aa) Die ’Ubérsch\rift' wird wie folgt gefasst: '
,5.2 Baustellen". ' B,

bb) In Absatz 1 Buchstabe e werden die Worter JKorperlichen Beanspruchung® durch
die Worter ,physischen Belastungen® ersetzt.

cc) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefiigt:-

.(2) Schutzvorrichtungen, die ein Abstiirzen von Beschaftigten an Arbeitsplatzen und
Verkehrswegen auf Baustellen verhindern, missen vorhanden sein:’

1. unabhangig von der‘Absturzhéhe bei

a) Arbeitsplatzen am und Uber Wasser oder an und Uber anderen festen oder
flissigen Stoffen, in denen man versinken kann, , '

- b) Verkehrswegen Uiber Wasser oder anderen festen oder fliissigen Stoffen, in denen
man versinken kann, :

2. bei mehr als 1,00 m Absturzhdéhe an Wandoffnungen -an frelhegenden

- Treppenlaufen und -abséatzen und -
3. bei mehr als 2,00 m Absturzhohe an allen Ubrigen Arbeltsplatzen.

Bei einer Absturzhéhe bis zu 3,00 m ist eine Schutzvorrichtung entbehrlich an
Arbeitsplatzen und Verkehrswegen auf Dachern und Geschossdecken von baulichen
Anlagen mit bis zu 22,5 Grad Neigung und nicht mehr als 50,00 m? Grundfl&che,
sofern die Arbeiten von hierfiir fachlich qualifizierten und kérperlich geeigneten
Beschaftigten ausgefiihrt werden und diese Beschéftigten besonders unterwiesen
sind. Die Absturzkante muss fur die Beschéaftigten deutlich erkénnbar sein.”

. dd) Die bisherigen Absatze 2 und_ 3 wérden die Absétze 3 und 4.
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ee) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5 und wie folgt geédndert:

aaa) In Satz 2 werden die Wérter ,,fur den Auf- oder Abbau von Massrvbauelementen
durch die Wérter ,Montage- oder Demontagearbelten ersetzt.

bbb) In Satz 3 Buchstabe b WIrd das Wort ,,Ausschachtungen“ durch das Wort
JLAushubarbeiten” und werden die Worter ,geeignete Verschalungen oder
Abschragungen vorzusehen" durch die Worter ,die Erd- oder Felswénde so
abzubtschen, zu verbauen oder anderweitig so zu sichern, dass sie wahrend der
emzelnen Bauzustande standsicher sind” ersetzt.

cce) In Satz 3 Buchstabe ¢ werden die Worter ,Gefahr von® durch die Worter
,,Geféhrdung durch“ ersetzt. ‘ .

" ddd) In Satz 3 Buchstabe e wird am Ende der Punkt durch eln Komma ersetzt und
folgender Buchstabe f) angefigt: :

,f) bei Arbeiten, bei denen mit Geféhrdungeh aus dem Verkehr von Land-, Wasser-,
oder Luftfahrzeugen zu rechnen ist, geeignete Vorkehrungen zu treffen.”

eée) Satz 4 wird wie folgt gefasst;

,Abbrucharbeiten, Montage- oder Demontagearbeiten, insbesondere der Auf- oder
Abbau von Stahl- oder Betonkonstruktionen, die Montage oder Demontage von
Verbau zur Sicherung von Erd- oder Felswanden oder Senkkasten sind fachkundig
zu planen und nur unter fachkundiger Aufsicht sowie nach schriftlicher Abbruch-,
Montage- oder Demontageanweisung durchzufithren; die Abbruch-, Montage- oder
Demontageanweisung muss die erforderlichen sxcherheltstechmschen Angaben
enthalten; auf die Schriftform kann verzichtet werden, wenn fir die jeweiligen
Abbruch-, Montage- oder Demontagearbelten besondere smherheltstechnlsche
Angaben mcht erforderhch sind.”

ff) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6.

~ X) Folgende Nummer 6 wird angeflgt:

,;6 Maﬂnaﬁmeﬁ zur Gestaltung von Bildschirmarbeitsplitzen |
6.1 Allgeﬁeine Anforderungen an Bildvschirmarbeit’spléitze

(1) Bildschirmarbeitsplatze sind so einzurichten und zu betreiben, dass die Sicherheit
und der Schutz der Gesundheit der Beschéaftigten gewahrleistet sind. Die Grundsatze
der Ergonomie sind auf die Bildschirmarbeitsplatze und die erforderlichen
Arbeitsmittel sowie die fur die Informationsverarbeitung durch die Beschéftigten

* erforderlichen Bildschirmgerate entsprechend anzuwenden.. -

(2) Der Arbeitgeber hat dafiir zu sorgen, dass die Téatigkeiten der Beschéftigten an
Bildschirmgeraten insbesondere durch andere Tatigkeiten oder regelmagige
Erholungszeiten unterbrochen werden.

(3) Frr die Beschéftigten ist ausreichend Raum fiir wechselnde Arbeitshaltungen
und -bewegungen vorzusehen. -

(4) Die Bildéchirmg_eréte sind so aufzustellen und zu betreiben, dass die Oberfléachen
frei von stérenden Reflexionen und Blendungen sind.

-
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(5) Die Arbeitstische oder Arbeitsflachen miissen eine reflexionsarme Oberflache
haben und so aufgestellt werden, dass die Oberflachen bei der Arbeit frei von

storenden Reflexionen und Blendungen sind. '

(6) Die Arbeitsflachen sind entsprechend der Arbeitsaufgabe so zu bemessen, dass
alle Eingabemittel auf der Arbeitsflache variabel angeordnet werden kénnen und eine
flexible Anordnung des Bildschirms, des Schriftguts und der sonstigen Arbeitsmittel
mdoglich ist. Die Arbeitsflache vor der Tastatur muss ein Auflegen der Handballen
ermoglichen. :

(7) Auf Wunsch der Beschaftigten hat der Arbeitgeber eine FuBstiitze und einen
Manuskripthalter zur Verfligung zu stellen, wenn eine ergonomisch giinstige
A 'Arbeltshaltung auf andere Art und Welse nicht erreicht werden kann. '

(8) Die Beleuchtung muss der Art der Arbeitsaufgabe entsprechen und an das
Sehvermoégen der Beschéftigten angepasst sein; ein angemessener Kontrast
zwischen Bildschirm und Arbeitsumgebung ist zu gewéhrleisten. Durch die
Gestaltung des Bildschirmarbeitsplatzes sowie der Auslégung und der Anordnung der
Beleuchtung sind stérende Blendungen, Reflexionen oder Spiegelungen auf dem
Bildschirm und den sonstigen Arbeitsmitteln zu vermeiden.

(9) Werden an einem Arbeitsplatz mehrere Bildschirmgerate oder Bildschirme
betrieben, missen diese ergonomisch angeordnet sein. Die Eingabegerate missen
sich eindeutig dem jeweiligen Bildschirmgerat zuordnen lassen.

(10) Die Arbeitsmittel dtrfen nicht zu einer erhohten gesundheitlich unzutraghchen
“Warmebelastung am Arbeitsplatz fithren.

6.2 Alilgemeine A'nforderungen'an Bildschifme und Bildschirmgerite

(1) Die Text- und Grafikdarstellungen auf dem Bildschirm miissen entsprechend der.
Arbeitsaufgabe und dem Sehabstand scharf und deutlich sowie ausreichend grof3
sein. Der Zeichen- und der Zeilenabstand miissen angemessen sein. Die

- ZeichengroRe und der Zeilenabstand mussen auf dem Bildschirm individuell

eingestellt werden kénnen.

(2) Das auf dem Bildschirm dargestellte Bild muss fhmmerfrel sein. Das Bild darf
keine Verzerrungen aufweisen.

(3) Die Helligkeit der Bl,ldsch_lrmanzeige und der Kontrast der Text- und
Grafikdarstellungen auf dem Bildschirm missen von den Beschaftigten einfach
eingestellt werden kénnen. Sie mlissen den Verhéltnissen der Arbeltsumgebung
mdlwduell angepasst werden konnen :

(4) Die Bildschirmgréfie und -form mlssen der Arbei‘tsaufgabe angemessen sein.

(5) Die von den Bildschifmgeréten ausgehende elektromagnetische Strahlung'muss ‘
so niedrig gehalten werden, dass die Sicherheit und die Gesundheit der :
Beschiftigten nicht gefahrdet werden.

6.3 Anforderungen an Bildséhirmgeréite und Arbeitsmittel fiir die
ortsgebundene Verwendung an Arbeitsplédtzen

(1) Bildschirme miissen frei und leicht dreh- und neigbar sein sowie tiber
reflexionsarme Oberflachen verfigen. Bildschirme, die Uber reflektierende
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Oberflachen verfuigen, dirfen nur dann betrieben werdeh, wenn dies aus zwingéndenv
aufgabenbezogenen Griinden erforderlich ist.

(2) Tastaturen missen die folgenden Eigenschaften aufweisen:

1. sie miissen vom Bildschirm getrennte Emhelten sein,

2. sie miissen neigbar sein,

3. die Oberflachen missen reflexionsarm sein,

4. die Form und der Anschlag der Tasten miissen den Arbettsaufgaben angemessen

-sein und eine ergonomische Bedienung ermdglichen,
5. die Beschriftung der Tasten muss sich vom Untergrund deuthch abheben und bei

‘normaler Arbeltshaltung gut Iesbar sein.

(3) Alternative Eingabemittel (zum Belsplel Eingabe (iber den Bildschirm,

Spracheingabe, Scanner) diirfen nur eingesetzt werden, wenn dadurch die

~ Arbeitsaufgaben leichter ausgefiihrt werden kénnen und keme zusatzllchen
Belastungen fur die Beschéftigten entstehen.

6.4 Anforderungen an tragbare Blldschlrmgerate fiir dle ortsveranderhche
Verwendung an Arbeltsplatzen :

(1) Grofie, Form und Gewicht tragbarer Bildschirmgerate mussen der Arbeitsaufgabe
entsprechend angemessen sein. - : :

' (2) Tragbare Blldschlrmgerate miissen
- 1. tber Bildschirme mit reﬂeXIonsarmen Oberflachen verfugen und

2.s0 betneben werden, dass der Blldschlrm frei von stérenden Reﬂexnonen und
‘Blendungen ist. :

. (3) Tragbare’Bildschirmgerate ohne Trennung zwischen Bildschirm und externem
Eingabemittel (insbesondere Geréte ohne Tastatur) dirfen nur an Arbeitspléatzen
betrieben werden, an denen die Gerédte nur kurzzeitig verwendet werden oder an .
denen die Arbeltsaufgaben mit keinen anderen Blldschlrmgeraten ausgefuhrt werden

kénnen.

_ (4) Tragbare Bildschirmgerate mit alternativen Eingabemitteln sind den
Arbeitsaufgaben angemessen und mit dem Ziel einer optlmalen Entlastung der
Besohaftlgten ZU betreiben.

(6) Werden tragbare Bildschirmgerate ortsgebunden an Arbeitsplatzen verwendet,
gelten zusétzlich die Anforderungen nach Nummer 6.1. :

6.5 Anforderungen an die Benutzerfreundlichkeit von Bildschirmarbeitsplitzen

(1) Beim Betreiben der Bildschirmarbeitsplatze hat der Arbeitgéber daflr zu sorgen,
dass der Arbeitsplatz den Arbeitsaufgaben angemessen gestaltet ist. Er hat ‘
insbesondere geeignete Softwaresysteme bereitzustellen.

(2) Die Bildschirmgerate und die Software mussen entsprechend den Kenntnissen
und Erfahrungen der Beschéaftigten im Hinblick auf die jeweilige Arbertsaufgabe
angepasst werden kénnen. A _

(3) Das Softwaresystem muss.den Beschafttgten Angaben Uber die Jewelllgen
Dialogabldufe machen.
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(4) Die Bildschirmgerate und die Software miissen es den Beschéftigte'n‘erm(')'glichen,
die Dialogabladufe zu beeinflussen. Sie mussen eventuelle Fehler bei der :
Handhabung beschreiben und eine Fehlerbeseitigung mit begrenztem

- -Arbeitsaufwand erlauben. -

(5) Eine Kontrolle der Arbeit hinsichtlich der qualitativen oder quantitativen
Ergebnisse darf ohne Wissen der Beschaéftigten nicht durchgeftihrt werden.”
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Artikel 2

Anderung der Arbeitsschutzverordnung zu kiinstlicher optischer Stréhlung

Die Arbeitsschutzverordnung zu kinstlicher opﬁscher Strahlung vom 19. Juli 2010 (BGBI.
|'S. 960) wird wie folgt g.eéndert:"

~ 1.§ 5 Absatz 2 wird wie folgt geandert:
a) Die Satze 1 und 2 werden durch die folgerideh Satze ersetzt:

,Vor der Aufnahme des Betriebs von Lasereinrichtungen der Klassen 3R, 3B und 4
hat der Arbeitgeber, sofern er nicht selbst tiber die erforderlichen Fachkenntnisse
verfligt, einen Laserschutzbeauftragten schriftlich zu bestellen. Der Laserschutz-
~ beauftragte muss Uber die flir seine Aufgaben erforderlichen Fachkenntnisse
verfiigen. Die fachliche Qualifikation ist durch die erfolgreiche Teilnahme an einem
Lehrgang nachzuweisen und durch Fortbildungen auf aktuellem Stand zu halten.”

b) Der blsherlge Satz 3 wird Satz 4 und wie folgt gefasst

Loer Laserschutzbeauftragte hat folgende Aufgaben:
1..die Unterstiitzung des Arbeltgebers bei der Durchfiihrung der
Gefahrdungsbeurteilung nach § 3 und bei der Durchfithrung der notwendigen

SchutzmalBnahmennach§7;
2. die Gewahrleistung des swheren Betnebs von Lasern nach Satz 1.

. 2.Dem §10 Absatz 1 w:rd folgende,r Satz angefigt:

£

,Der Antrag des Arbeitgebers kann in=Papierform oder elektronisch Ubermittelt werden.
3.8 11 Absatz 1 Nummer 5 wird durch die folgenden Nummern 5 und 5a ersetzt

‘»D. entgegen §5 Absatz 2 Satz 1 einen Laserschutzbeauftragten nicht schriftlich
bestellt,

N

5a. entgegen § 5 Absatz 2 Satz 2 einen Laserséhutzbeauftragten bestellt, der nicht
-Uber die fur seine Aufgaben erforderlichen Fachkenntnisse verfagt,”.
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Artikel 3
Inkrafttreten, AuBerkrafttréten

Diese Verordnung tritt am ‘Tag nach der Verkundung in Kraft Gleichzeitig tritt die
Bildschirmarbeitsverordnung vom 4. Dezember 1996 (BGBI. | S. 1841, 1843), die zuletzt
durch Artikel 429 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBI. | S. 1474) geéndert wor-

den ist, auBer Kraft.

Der Bundesrat hat zugestimmt.
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~ Begriindung
A. Allgemeiner Teil

Ny Zielsetzung und wesentlicher Inhalt des Entwurfs

Die Arbeitsschutz-Rahmenrichtlinie (RL 89/391/EWG) wird in Deutschland durch das’
Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG) umgesetzt. Die Umsetzung von EG-Einzelrichtlinien
zur Konkretisierung der Rahmenrichtlinie erfolgt mittels Arbeitsschutzverordnungen
auf der Grundlage des Arbeitsschutzgesetzes (ArbSchG). In diesem Zusammenhang
werden in der noch aktuellen Fassung der Verordnung Uber Arbeitsstatten (Arbeits-
stattenverordnung - ArbStattV) die EG-Arbeitsstattenrichtlinie (89/654/EWG), die EG-
Richtlinie zur Sicherheitskennzeichnung (92/68/EWG) und der Anhang IV Teil A der
EG-Baustellenrichtlinie (92/57/EWG) umgesetzt. Weiterhin wird das ILO Uberein-
kommen (ber den Gesundheitsschutz im Handel und in Buros U 120 - mit der Ver-

- ordnung umgesetzt.

Die ArbStattV trifft bereits seit 1975 nationale Regelungen fur die menschengerechte
Gestaltung von Arbeitsplatzen zum Schutz von Sicherheit und Gesundheit der Be-
schéftigten in Arbeitsstatten. Im Jahr 2004 wurde die ArbStattV grundlegend gedndert
und an das Konzept und-die Struktur der EG—Arbeltsstattenrxchtlm|e angepasst. Kon-
krete Anforderungen (MaB und Zahl) wurden seinerzeit im Rahmen der Anderungen
aus der ArbStattV entfernt und durch die Festlegung von allgemeinen Schutzzielen
ersetzt. Als Folge dieser Anderungen wurde die ArbStattV von urspriinglich 58 Para-

~ grafen auf 8 Paragrafen und einen Anhang mit speziellen Anforderungen an Arbeits-
statten reduziert. Die erforderlichen Konkretisierungen flr die praktische Umsetzung
der Anforderungen-der ArbStattV in den Betrieben erfolgt seither durch ein techni-
sches- Regelwerk zur Verordnung. Das Technische Regelwerk wird vom Ausschuss
far Arbeltsstatten nach § 7 ArbStattV ermittelt.

Da die in nationales Recht ubernommene europdische EG-Arbeltsstattenrlchtl|n1e be-
reits im Jahr 1989 verabschiedet und seither nicht gedndert oder inhaltlich an den
technischen Fortschritt angepasst wurde, entspricht auch die im Jahr 2004 dieser
Richtlinie angepasste ArbStattV in Inhalt und Aufbau nicht mehr der aktuellen Ge-
samtkonzeption des ArbSchG und dem entsprechenden Aufbau der bereits weiter-
entwickelten anderen Arbeitsschutzverordnungen. Nach der Grundkonzeption sollen
die Arbeitsschutzverordnungen mdglichst gleich aufgebaut und vom Regelungsum-
fang und Konkretisierungsgrad her konsistent sein, um den Anwendern die Akzep-
tanz und das Verstandnis fir die unterschledllchen Arbeitsschutzthemen zu erleich-

tern.

Die Hinweise aus der Praxis und Auerungen verschiedener Mitglieder im Ausschuss
fur Arbeitsstatten hinsichtlich der Schwierigkeiten bei der Anwendung und Auslegung
der ArbStattV in den Betrieben machen es notwendig, die Verordnung an die sich
rasch wandelnde Arbeitswelt mit den damit emhergehenden neuen Arbeltsformen
und technischen Weiterentwicklungen anzupassen. Die Uberlegungen zur Verbesse-
rung der.Anwenderfreundlichkeit der Verordnung-fihrten-auch dazu, die Anforderun-
gen hinsichtlich Blroarbeitsplatzen in der ArbStattV zusammenzufthren und alle An-
forderungen zur Gestaltung von Arbeitsplatzen mit Bildschirmgeraten beim Einrichten
und’ Betreiben von Arbeitsstatten aus der BildscharbV in die ArbStattV zu tiberneh-
men. Allerdings ist die BildscharbV seit der Verabschiedung im Jahr 1996 erheblich
hinter den Stand der Technik zurtickgefallen. Gerade die Informationstechnik hat sich
seither erheblich weiter entwickelt. Eine Anpassung des Inhalts der B|ldscharbv an
dle modemen IT- Mogllchkelten lSt langst Uberfillig. Blldsohlrmarbeltsplatze sind in-
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zwischen fester Bestandteil von Arbeitsplatzen und Arbeitsverfahren in der Verwal-
tung, in der Produktion und im Gewerbe. In vielen Fallen wird das Einrichten und Be-
treiben von Arbeitsstétten mafRRgeblich von den Vorgaben und Rahmenbedingungen
der wahrend der Arbeit verwendeten EDV-Einrichtungen bestimmt. Eine Fusion der
ArbStéttV und der BildscharbV ist deshalb aus fachlicher Sicht bereits seit Langerem-
Uberfallig. Dieser Schritt dient der Rechtsvereinfachung und wird von der Praxis aus-

driicklich unterstitzt.

Insgesamt sind die mit der Anderungsverordnung vorgeschlagenén Anderungen und
Erganzungen der ArbStattV fachlich angemessen und dringend notwendig. Insbe-
sondere die unbestimmten Rechtsbegriffe in der ArbStattV missen zur Klarhelt in der

Praxis bereinigt werden.

- Auch eine rechtliche Klarstellung bei den Telearbeitspiatzen ist erforderlich. In einer

an die Mitgliedstaaten gerichtete ,EntschlieBung tber wirksame Kontrollen am Ar-
beitsplatz als Strategie zur Verbesserung der Arbeltsbedmgungen vom 14. Januar

2014" weist das’ Europaische Parlament auf eme verbesserungswurdlge Situation bei

der Telearbelt hin.

Die Anderung der Arbeitsscﬁutzverordnung zu kunstlicher optischer Strahlung -
(OStrV) ist erforderlich, um klarzustellen, dass als Nachweis fir die Fachkunde eines
Laserschutzbeauftragten die erfolgreiche Teilnahme an einem Lehrgang bestétigt

wird,

Alternatlven /
Die Umsetzung der Anderungen und die Rechtsberemlgung erfolgen in Form einer

- Artikelverordnung. Artikel 1 andert die ArbStattV und fugt gleichzeitig die noch nicht

enthaltenen Inhalte der BildscharbV in den Rechtstext der ArbStattV ein. Artikel-3 re-
gelt das Inkrafitreten der Artikelverordnung und das AuRerkrafttreten der BildscharbV.
Es gibt keine Alternativen zu der  Zusammenfassung der beiden Verordnungen mit
derselben Wirkung. Die Vereinfachung des Arbeitsstattenrechts ist mit anderen Mit-
teln nicht zu erreichen. Zu den Kilarstellungen der ~Unbestimmtheiten“ in der
Verordnung wird ebenfalls keine Alternative gesehen. Rechtsklarheit und
Bestimmtheit sowie damit einhergehend Rechtssicherheit kénnen allem durch die
Welterentwmklung der ArbStattV erreicht werden.

Fur die Klarstellung i in der OStrv gibt es keine Alternative.

Verordnungsfolgen

1. Nachhaltigkeitsaspekte

Die Anderung der ArbStattV wurde durch Hinweise aus'der Praxis angeregt und nach
Abklarung im Ausschuss fur Arbeitsstatten im Entwurf umgesetzt. Die Anderung des
Verordnungstextes dient der Anpassung an das Konzept der anderen Arbeitsschutz-
verordnungen und dazu, die Anwendbarkeit der Verordnung zu verbessern, das Voll-
zugshandeln zu erleichtern, mehr Rechtssicherheit fur die Arbeitgeber zu schaffen
und far die Beschaftigten mehr Sicherheit und Schutz der Gesundheit zu gewahrleis-

ten.

. Zudem missen Arbeitsstatten und auch Brldschlrmarbeltsplatze heute schon auf alter -

werdende Belegschaften ausgerichtet und entsprechend vorbereitet werden. Arbeits- -
statten mussen nicht nur.-behindertengerecht, sondern auch altersgerecht eingerichtet .
und betrieben werden.

Damit tragt das Vorhaben auch der Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesreg|erung mit
Blick auf die Sicherung und Erhaltung der Beschaftigungsfahigkeit Rechnung. '
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2. Haushaltsausgaben ohne Erfiillungsaufwand
Far Bund, Lander und Kommunen hat  die Anderung der ArbStattV keine

Auswwkungen auf die Haushaltsausgaben ohne Erflllungsaufwand.

3. Erfiillungsaufwand und weitere Kosten

a) Blrgerinnen und Biirger
Durch die Verordnung wird fur Blrgerinnen und Blrger kem Erfullungsaufwand
emgefuhrt abgeschafft oder verandert. Die Kosten fiir den Arbeitsschutz darf der
Arbeitgeber auch kunftig nicht den Beschaftlgten auferlegen (vergleiche § 3 Absatz

3 ArbSchG). .

b) Wirtschaft -

Fur die Wirtschaft ist die Zusammenlegung der ArbStattV mit der BildscharbV und
die Uberarbeitung der Anforderungen auf den_Stand der Technik ein groRer Vor-
teil. Die ibernommenen allgemeinen Anforderungen fir Bildschirmarbeitsplatze in
die ArbStattV kénnen kinftig durch den Ausschuss fur Arbeitsstatten unterstiitzend
mit modernen Arbeitsstattenregeln untersetzt und weiter konkretisiert werden. Die-
se Konkretisierung fehlt derzeit und wird von der Praxis erwartet. Durch diese Un-
terstiitzung verringert sich der Aufwand fur die Betriebe. Der. Erfullungsaufwand
wird klnftig verringert, da zwei Verordnungen zusammengefasst und damit auch

. Doppelregelungen beseitigt werden. ‘Aufgrund der Konkretisierung der Anforde-
rungen durch die vorliegende Verordnung ist keine nennenswerte Erhéhung des
Erfullungsaufwands zu erwarten. Ungeachtet dessen kann es im Einzelfall je nach
Gegebenheiten im jeweiligen Betrieb zu zusatzlichem Aufwand kommen. Dies
dirfte sich jedoch aufgrund des.Bestandsschutzes flir bestehende Arbeitsstétten
sowie aufgrund der Mogllchkelt von Ausnahmegenehmigungen auf Emzelfalle be-
schranken. :

¢) Verwaltung '
Die Verordnung fuhrt fur die Verwaltungen des Bundes und der Lander zu keiner

Anderung des Erfiillungsaufwands. Entsprechendes gilt fiir die Kommunen, sofern
in einzelnen L&ndern die Zustandigkeit fir den Vollzug der ArbStattv bel den
Kommunen liegt.

Es entstehen durch die Anderungsverordnung keine neuen Informationspflichten.

d) Weitere Kosten
- Fur die sozialen Slcherungssysteme entstehen keine Mehrkosten Sonstlge direkte

oder indirekte Kosten flir die Wirtschaft, insbesondere mittelsténdige Unternehmen
sind durch die Verordnung ebenfalls nicht zu erwarten. Entsprechendes gilt fur

- Auswirkungen auf das angmeme Preisniveau, lnsbesondere auf das Verbrau- :
cherpreisniveau.

Befristung; Evaluatlon

Eine Befristung der Zusammenfassung der Verordnungen kommt. wegen der
primaren Ziele der Verordnung (Rechtsklarheit und Rechtssicherheit) nicht in
Betracht. Auch fur die inhaltlichen Anderungen scheidet eine Befristung aus. Eine
Befristung wirde dem verfolgten Ziel, dem dauerhaften Schutz der Sicherheit und der
Gesundheit der Beschaftigten in Arbeitsstatten, zuwiderlaufen. Die Fragen, ob die
beabsichtigten Wirkungen. der Regelungen erreicht worden sind, ob gegebenenfalls
entstandene Kosten in einem angemessenen Verhdltnis zu den Ergebnissen stehen
und welche Nebenwirkungen eingetreten sind, flieBen - wie bisher - in die
fachkundige Beratung des Ausschusses fur Arbeitsstatten ein. Diese Anderungen der
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Verdrdnung basieren zu wesentlichen Teilen auf Vorschldgen aus diesem Gremium.
Aus diesem Grund bedarf es auch-keiner Evaluation der Verordnung.

i
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B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 Anderung der Arbeitsstéattenverordnung

Die ArbStattV enthalt zentrale Vorschriften zum Schutz von Slcherhelt und Gesundheit
der Beschaftigten am Arbeitsplatz - vor Gefahrdungen im = Zusammenhang mit
" Arbeitsstatten. Dabei handelt - es sich um Mindestvorschriften. - Anldsslich des
Rechtsetzungsverfahrens  werden notwendige: Anderungen und  Ergdnzungen
vorgeschlagen und Anforderungen zur Gestaltung von Bildschirmarbeitspldtzen aus der
BildscharbV in- den Text der ArbStittV Ubernommen. Dabei werden Synergieeffekte
genutzt und nur die Anforderungen integriert, die noch nicht in der ArbStattV (zum
Beispiel psychische Belastungen) enthalten sind.

Zu Nummer1 .

Die Inhaltstbersicht wird redaktionell den vorgenommenen Anderungen/Erganzungen in
§ 6 und im Anhang angepasst.

Zu Nummer 2

‘Durch Buchstabe a werden die blsherlgen Abséatze 1 und 2 des § 1 systematisch neu ge-
fasst. Absatz 1 wird hinsichtlich der Zielstellung an Inhait und Wortlaut der anderen Ar-
beitsschutzverordnungen angepasst. Absatz 2 enthalt - redaktionell angepasst - die bishe-
rigen generellen Ausnahmen von der Anwendbarkeit der Verordnung fur Arbeltsstatten in

bestlmmten Bereichen.

In Absatz 3 wird der Anwendungsbereich fir Telearbeitsplatze festgelegt.
Die fehlenden Vorgaben und Malistébe fur das Einrichten und Betreiben von Telearbeits- -
platzen fuhrten in den letzten Jahren in der Praxis zunehmend zu Konflikten zwischen
Arbeitgebern und Beschéftigten. Fiir beide Gruppen stellt sich heute die Frage, welche
Anforderungen konkret fir Telearbeitsplatze gelten und wie diese Arbeitsplatze aul3erhalb
des Betriebes zum Schutz der Beschéftigten zu gestalten sind. Eine Klarstellung in Bezug

- auf die Arbeitsplatze im Privatbereich wird umso dréngender, da diese Art und Form der

Arbeitsorganisation und Arbeitsgestaltung im Zuge der Vereinbarkeit von Familie und Be-
ruf in Zukunft noch an Bedeutung gewinnen wird.. Mit der demografischen Entwicklung
und der rasanten Verbreitung und Nutzung dlgltaler Medien und. Techniken gehen neue
6konomische und organisationsbezogene Optimierungs- beziehungsweise Organisations-
formen_einher. Kinftig werden Arbeitszeit- und Arbeitsortflexibilitdt sowie neue Arbeits-

und Buroorganlsatlonsformen fur Arbeitgeber und Beschaftxgte immer W|chtlger Durch die - -

nun vorgesehenen Anderungen der ArbStattV werden die diesbezlglich in der Praxis be-
stehenden Unsicherheiten beseitigt.

Da der Arbeitgeber prinzipiell eine gesetzliche Firsorgepflicht und Verantwortung fir die
Sicherheit und die Gesundheit seiner Mitarbeiter hat, sind auch fir ausgelagerte Telear-
beitsplétze im Privatbereich klare Regelungen erforderlich. Telearbeitsplatze sind zumeist
Arbeitsplatze von Beschéftigten, die alternierend im Betrieb oder im Privatbereich (Tele-
arbeitsplatze) arbeiten (zum Begriff Telearbeit vgl. auch Nummer 3 zu Absatz 7). Der Ar-
beitgeber hat aber nur begrenzte Rechte und Maglichkeiten, die Arbeitsumgebung im Pri--
vatbereich zu beeinflussen. Deshalb wird der Anwendungsbereich der Verordnung in Be-
zug auf Telearbeitsplatze im Wesentlichen auf Anforderungen fur Bildschirmarbeitsplatze
beschrankt. Dabei steht die Einrichtung und Ausstattung des Bildschirmarbeitsplatzes mit
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Mobiliar, sonstigen Arbeitsmitteln und Kommunikationsgeraten im Vordergrund. Es gelten
kiinftig fir Telearbeitsplatze daher nur die Anforderungen des § 3 (Gefdhrdungsbeurtei-
lung) bei der erstmaligen Beurteilung der Arbeitsbedingungen und des Arbeitsplatzes, der
§ 6 (Unterweisung) und die Nummer 6 des Anhangs der Verordnung (Mallnahmen zur
Gestaltung von Bildschirmarbeitsplatzen). Die Beurteilung des Telearbeitsplatzes ist er-
forderlich, soweit der Arbeitsplatz von dem im Betrieb abweicht. Die Arbeitsbedingungen
am Bildschirmarbeitsplatz zuhause miissen aber nicht genau den Bedingungen im Betrieb
entsprechen. Der-Arbeitgeber darf die Eigenart von Telearbeitsplatzen — Arbeiten in Pri-
vatrdumen — berlcksichtigen. Der Telearbeitsplatz muss aber sicher und geeignet fur die
-Art der Tatigkeit (Bildschirmarbeit) sein; die Gesundheit der Beschaftlgten darf nicht ge-

fahrdet werden ’

Die Telearbeltsplatze waren bereits bis zur Novellierung der ArbStattV im Jahr 2004 im
Anwendungsbereich der ArbStéttV enthalten. Bei der'Novellierung der ArbStattV im Jahr
2004 ist die Verordnung nahezu wortgleich (1 : 1) an die Mindestvorschriften der EG-
Arbeitsstattenrichtlinie angepasst worden. Damit waren seither Telearbeitsplatze im ', pri-
vaten Bereich" aus dem Anwendungsbereich der ArbStattV ausgenommen. Geblieben
waren aber bei der Einrichtung von Telearbeitsplétzen die Pflichten nach dem ArbSchG
und der BildscharbV. Die Pflichten aus der BildscharbV werden mit dem Rechtsetzungs-
verfahren in die ArbStattV ubernommen. Durch den rapiden Wandel in der Arbeitswelt in
Form von neuen Betriebsstrukturen und Arbeitsmodellen sowie durch die rasante Weiter-
entwicklung und Verbreitung der digitalen Informationstechniken hat in den vergangenen
Jahren die Zahl der Telearbeitsplatze sowohl in Deutschland, als auch weltweit, ganz er-
heblich zugenommen. Dabei geht es in erster Linie um die Vereinbarkeit von Beruf und
Familie. ,Mobiles Arbeiten* (gelegentliches Arbeiten von zuhause-aus oder wahrend der
Reisetétigkeit, Abrufen von Emails nach Feierabend. auRerhalb des Unternehmens, Arbeit
zuhause ohne eingerichteten Bildschirmarbeitsplatz usw.) unterliegt nicht der ArbStattV
~es handelt sich dabei nicht um Telearbeit im Sinne der Verordnung. Mobiles Arbeiten ist
vielmehr ein Arbeitsmodell, das den Beschéftigten neben der Tatigkeit im Bilro noch Ar-
beiten auBerhalb der reguldren. Arbeitszeit zuhause oder unterwegs ermdglicht (sténdige
Zugangsmoglichkeit Uber Kommunikationsmittel zum Unternehmen/Betrieb). )

Weiterhin werden in Absatz 4 die Emsohrankung’envdes Anwendungsbereiches aus der
BildscharbV - soweit §le den Anwendungsberemh der Verordnung beriihren - mhaltsgleich

{ibernommen.

Absatz 5 bestimmt - wie bisher - die Nlchtanwendbarkelt der ArbStattV fur Betrlebe die '
dem Bundesberggesetz unterliegen. :

Im Absatz 6 wird die Namens- und Zustandlgkeltsanderung der Verkehrs- und Baures-
sorts ubernommen

Zu Nummer 3

Die Anderungen in§2 ,Begriffsbestimmungen” dienen einerseits der besseren Lesbarkeit
und Verstandlichkeit der Definitionen. Andererseits werden unbestimmte Rechtsbegriffe

aus den Definitionen beseitigt, um mehr Klarheit und Rechtssicherheit zu schaffen. Die

bisherigen Absétze 1 bis 6 des § 2 werden nach einer neuen Systematik sortiert (Absatze

1 bis 4), und es werden Begriffsdefinitionen hinzugefligt (Abséatze 5, 6, 7 und 10 bis 12.).

Dadurch wird eine bessere Versténdlichkeit der Verordnung erreicht. Die in Absatz 1 ge-
nannten ,anderen Orte in Geb&uden® sind zum Beispiel Informationsschalter/Rezeption in

_der Eingangs-/Empfangshalle, der Kassenschalter in der Tiefgarage und so weiter. Einige

Beispiele fur die in Absatz 2 Nummer 3 genannten Einrichtungen werden aus Griinden

der Anwenderfreundlichkeit und zur Klarstellung ergénzt. :
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In Absatz 3 wird die Definition fir ,,Afbeitsréume“ tibernommen. Darunter fallen zum Bei-
spiel auch Container, Traglufthallen oder andere umschlossene Rdume, in denen Arbeits-

platze dauerhaft eingefichtet sind.

Die Definition fur ,Arbeitsplatz* wird in Absatz 4 so angepasst, dass die bisherige ausle-
gungsbhedurftige Einschrénkung ,... regelmaRig Uber einen léngeren Zeitraum oder im
Verlauf der taglichen Arbeitszeit nicht nur kurzfristig ...“ aufgehoben wird. In § 8 ,Uber-
~ gangsvorschriften” -wird eine Bestandsschutzregelung fir die Betriebe aufgenommen, die

Arbeitsstatten entsprechend den Arbeitsstattenregeln, in denen der Arbeitsplatzbegriff
noch eingeschrankt verwendet wird, eingerichtet haben und entsprechend noch betreiben’

(s. Nummer 10 b)).

Der Arbeltsplatzbegrlff in der ArbStattv wnrd in der betnebhchen Praxis derzeit so ausge-
legt, dass die ArbStattV nur fur Arbeitsplatze gilt, an denen Beschafhgte mindestens 2.
Stunden taglich oder an mehr als 30 Tagen im Jahr tétig werden. Diese Auslegung be-
deutet aber, dass zum Beispiel viele Arbeitsplatze auf Baustellen - insbesondere zeitlich
begrenzte oder ortsverdnderliche Baustellen - keine Arbeitsplatze im Sinne dieser Ver-
~ ordnung sind. Derartig kurzzeitige Arbeiten pragen aber nicht nur die Arbeiten im Bereich von
Reparatur und Instandhaltung von Bauwerken, sondern sind auch beim Errichten und beim
Ruckbau von Bauwerken und im Strallenbau verfahrenstypisch und damit auf Baustellen all-
gegenwartig. Weil die ArbStattV diese Arbeitsplatze bislang faktisch ausnimmt, sind verbindli-
che Schutzvorschriften fiir kurzfristige Arbeiten auf Baustellen - auch nach Ansicht der Bau-
Berufsgenossenschaft (,Liicke-im staatlichen Recht®) - aktuell ausschlielich in den Bestim-
mungen der Unfallverhiitungsvorschrift ,Bauarbeiten” (UVV - BGV C22) verankert (vergleiche
" auch Begriindung zu Nummer 12 Buchstabe p bis w sowie Buchstabe k). Nach der Arbeits-
- schutzkonzeption der Bundesregierung soll EG-Recht ausschlieRlich durch staatliches Recht
umgesetzt werden. Es bestand aus Sicht des Bundes und der Lander nicht die Absicht, diesen
Grundsatz zu brechen. Die UVV Baustellen wurde daher auch nicht als Teil der Umsetzung

. der EG Baustenennchtlmle an die EU-Kommission gemeldet.

Die Anderung des Begriffs Arbeitsplatz ist auch vor dem Hintergruhd der anderen EG-
~ Arbeitsschutz-Richtlinien zwingend geboten. Die mit der ArbStattV umgesetzten EG-
Richtlinien zu Arbeitsstétten, zu Bildschirmarbeitsplédtzen, zu Baustellen und tber die Si-
. cherheits- und Gesundheitsschutzkennzeichnung am Arbeitsplatz kennen keine zeitliche
Eingrenzung des Begriffs Arbeitsplatz. Die derzeitige Definition in der ArbStattV steht da-
mit im Widerspruch zum EG-Recht. Seit der Novellierung der ArbStattV im Jahr 2004 sind -
die Arbeitsstattenrichtlinie, die Baustellenrichtlinie Anhang [V und die Richtlinie zur Ge-
‘sundheitsschutzkennzeichnung -nicht vollstandig mit der ArbSt&ttV in staatliches Recht
umgesetzt. Die EG-Baustellenrichtlinie enthalt ergdnzend zu den allgemeinen Anforde-
rungen sogar ausdrlcklich gesonderte Anforderungen fur Arbeitsplatze auf ,zeitlich be-
grenzten oder ortsveranderlichen Baustellen®, die bei der nationalen Umsetzung vor dem
Hintergrund der Arbeitsplatzdefinition in der ArbStattV nunmehr praktisch ins Leere lau-
fen. Um ein drohendes Vertragsverletzungsverfahren zu vermelden ist rasches Handeln

geboten.

Letztendlich passt die geltende Definition fiir den ,Arbeitsplatz” in der ArbStattV auch nicht
in den Kontext der anderen Arbeitsschutzverordnungen. So schranken zum Beispiel we-.
der die Gefahrstoffverordnung (GefStoffV) noch die.Verordnungen zu physikalischen Ein-
wirkungen (L&rm und Vibrationen, kiinstliche optische Strahlung) den Arbeitsplatzbegriff
zeitlich ein. Die Folgen in der Praxis sind dabei hautnah greifbar: Wéhrend z. B..die Ge-
> fahrstoffverordnung auf Baustellen bei gefahrdenden Tétigkeiten (zum Beispiel Staubbe-
lastung) bereits mit Beginn der Tatigkeiten mit Gefahrstoffen gilt, ,hinkt” die ArbStattV mit
ihren Anforderungen zum Schutz der Beschaftigten bei Tatigkeiten auf Baustellen mindes-
tens 2 Stunden pro Tag oder gar 30 Tage (bezogen auf das Jahr) hinterher. Dies ist we-.
der fachlich gerechtfertigt noch den Arbeitgebern und den Beschaftigten vermittelbar.
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Die Definition des Begriffs ,Arbeitsplatz® in der ArbStattV muss daher durch die Beseiti-
gung der zeitlichen Einschrankung berichtigt werden. Gleichzeitig mit der Anderung der
Begriffsdefinition far den ,Arbeitsplatz® wurden auch die Anforderungen im Anhang der
ArbStattV Uberprift und so angepasst, dass kiinftig das Anforderungsmveau in Arbelts-
. statten dadurch nicht verschoben wird. :

In Absatz 5 wird die Begriffsbestimmung fur ,,Bildschirmarbéitsplétze aus der BildscharbV
Ubernommen. Bildschirmarbeitsplétze sind in Arbeitsrdumen zu betreiben - im Wesentli-
chen in Biiro- und Verwaltungsberéeichen. Die Ausnahmen sind im Anwendungsberelch

festgelegt.

Bildschirmgerate werden in Absatz 6 definiert als Funktionseinheiten, zu denen insheson-
dere Bildschirme zur Darstellung von visuellen Informationen, Einrichtungen zur-Datenein-
und -ausgabe, sonstige Steuerungs- und Kommunikationseinheiten (Rechner) sowie eine

Software zur Steuerung und Umsetzung der Arbeltsaufgabe gehéren. Bildschirmgerate
setzen sich in der Regel aus mehreren Funktionseinheiten zusammen (zum Bespiel Bild-
schirm, Zentraleinheit, Computer, Tastatur, Maus, Drucker, Scanner und so weiter). Der
elgenthche Bildschirm zur Darstellung visueller Informationen ist daher in der Regel nur
ein Teil eines Bildschirmgerates. Diese Differenzierung ist sinnvoll und praxisgerecht, da
von anderen Bestandteilen von Bildschirmgeraten weitere Belastungen und Gefahrdun-
gen am Arbeitsplatz ausgehen kénnen. Zu erwdhnen sind in diesem Zusammenhang zum
Beispiel die zusétzliche Warmeentwicklung und mégliche Larmbelastungen durch die Liif-
ter zur Kihlung der Komponenten im Computergeh&duse oder im Netzteil sowie zum Bei-
spiel Emissionen aus Druckern in die Luft am Arbeitsplatz. Von daher ergeben sich unter-
schiedliche Anforderungen an Bildschirmgerate und Bildschirme. Durch die Entwicklung
neuer Gerétetypen (All-in-One-Computer, Laptops, Note- und Netbooks, Tablets, Smart-
phones und so weiter) gibt es inzwischen eine ganze Reihe von Zwischenformen von Ge-
raten, die ganz oder teilweise den Kriterien und Anforderungen von Bildschirmgeréaten
oder Bildschirmen entsprechen. Im Anhang Nummer 6 ,Mafinahmen zur Gestaltung von
Bildschirmarbeitsplatzen® wird dieser Entwicklung entsprochen. Die MaRnahmen werden
daher differenziert fur Bildschirmarbeitsplatze, Bildschirmgerate und Bildschirme, tragbare
Bildschirmgerate und die Mensch-Maschine-Schnittstelle formuliert. Vor dem Hintergrund
der vorgegebenen Gestaltungsspielrdume werden die veralteten Inhalte der EG-Richtlinie
zur Bildschirmarbeit im Licht des rasanten technischen Fortschritts im IT-Bereich zeitge-

maf interpretiert

In Absatz 7 werden ,Telearbeitsplatze" definiert. Dabel handelt es sich um fest eingerich-
tete Bildschirmarbeitsplatze, die im Privatbereich betrieben werden (meist zeitlich befris- .
tet) und an denen Beschéftigte einen mit dem Arbeitgeber abgestimmten Teil ihrer Ar-
beitszeit tatig sind. Diese Arbeitsplatze’sind mit der Betriebsstétte des Arbeitgebers tiber
Informations- und Kommunikationseinrichtungen verbunden. Telearbeit wird vor allem im
. Wechsel zwischen dem Arbeitsplatz in der Betriebsstatte und dem eingerichteten Arbeits-
platz in der privaten Wohnung (alternierende Telearbeit) ausgelibt. Telearbeitsplatze sind
in die bestehende Arbeitsorganisation des Betriebes eingebunden. ,Telearbeiter* sind in
einem Normalarbeitsverhiltnis als Voll- oder Teilzeitbeschiftigte tatig. Der Arbeitgeber
tragt fur die Gestaltung der Telearbeitsplatze und. fur die Gewahrleistung von Sicherheit
und Gesundheit dieser Beschéftigten am Arbeitsplatz die Verantwortung. Das schlieft
insbesondere die zur Verfligung gesteliten Arbeitsmittel fiir die Bildschirmarbeit ein.

In-vielen Anfragen haben betroffene Arbeitgeber und Beschéftigte Handlungsbedarf hin-
- sichtlich der Klarstellung von Anforderungen an Telearbeitsplatze aufgezeigt. Die rechtli-
chen Unsicherheiten fiir den Arbeitgeber sollen mit der Abgrenzung im Anwendungsbe-
reich und der Begriffsbestimmung fir Telearbeit beseitigt werden.

V‘Un'ter Telearbeit im Rahmen dieser Verordnung fallen keine Heimarbeitsverhéltnisse im
Sinne des § 2 Absatz 1 des Heimarbeitsgesetzes. Fir Beschaftigte, die ihre vertraglich
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geregelte Arbeitsleistung gegeniiber dem Arbeitgeber in Form von Telearbeit zuhause
leisten, gelten grundsétzlich dieselben arbeitsschutzrechtlichen Vorschriften wie fur Be- -
schéaftigte, die im Betrieb ihre Arbeitsleistung erbringen. Dazu z&hlen unter anderem. das
ArbSchG und die dazu erlassenen Arbeitsschutzverordnungen. Die Rahmenbedingungen
fur die Durchftihrung von ,Telearbeit* werden im Allgemeinen zwischen Arbeitgeber und
Beschaftigten vertraglich geregelt (zum Beispiel Arbeitszeit, Dauer der Telearbeit, techni-
sche Einrichtung und Ausstattung des Telearbeitsplatzes, Zutrittsrecht fir die Einrichtung
und-Beurteilung des Arbeitsplatzes etc.). :

In Absatz 8 wird das ,,Einrichten von Arbeitsététt'en“ im Sinhe der Vefordnu,ng definiert.

In Absatz 9 wird die Definition fiir das ,Betreiben” erganzt. Kiinftig soll das Betreiben der
Arbeitsstatte neben dem Benutzen und Instandhalten auch das Optimieren der Arbeits-
_ "statten beinhalten sowie die Organisation und die Gestaltung der Arbeit in Arbeitsstatten
erfassen. Die Arbeitswelt ist einem raschen und stetigen Wandel mit immer kiirzeren In-
novationszyklen unterworfen. Mit der Einfithrung neuer Technologien und Prozesse &n-
dern sich auch die Arbeitsbedingungen fur die Beschéftigten zum Teil ganz erheblich. In
vielen Fallen hat die. Gestaltung der Arbeit eine grundlegende Neugestaltung der Arbeits-
platze, der Arbeitsraume und nicht selten sogar der ganzen Arbeitsstatte zur Folge. Zu-
nehmend werden Tétigkeiten, die bisher von Beschaftigten durchgefuhrt wurden, durch
“Maschinen oder Fertigungsroboter erledigt. Die Belange der Beschéftigten sind dabei
unter den verénderten Randbedingungen neu zu bestimmen und gegebenenfalls anzu-
passen. In Bereichen wie zum Beispiel-in Blro und Verwaltung oder der Produktion wer-
den laufend neue Raum- und Arbeitskonzepte entwickelt, die mit weitreichenden Ande-
- rungen in Bezug auf die Einrichtung und das Betreiben von Arbeitsstatten verbunden sind. -
Die Auswirkungen auf die Arbeitsprozesse sind zum Teil erheblich, da sich sowohl das.
Einrichten als auch das Betreiben von Arbeitsstatten zunehmend an den Erfordernissen
moderner Kommunikationstechniken orientiert. Diese' Entwicklungen und die sich dadurch
ergebenden Anpassungen gilt es auch in der ArbStattV aufzugreifen und mit Blick auf die
Sicherheit und die Gesundheit der Beschéftigten zu begleiten und zu gestalten. Die Erwei-
terung der ArbStattV um die Aspékte ... Optimieren der Arbeitsstatten sowie die Organi-
sation und die Gestaltung der Arbeit einschlieBlich der Arbeitsabldufe ..." ist daher sinn-

voll und zeitgeman.

Die Erganzung in Bezug auf das ,Optimieren der-Arbeitsstatte” ist erforderlich, weil mit der
Ubernahme der BildscharbV auch die Organisation und die Gestaltung der Arbeit an Bild-
schirmgeraten in Arbeitsstatten beim Betreiben zu ber{icksichtigen sind (vergleiche auch .
Begriindung zur Ergdnzung zu Nummer 6 des Anhangs der ArbStattV). Des Weiteren soll
die Ergénzung dazu dienen, den § 5 Absatz 3 Nummer 4 des ArbSchG mit der ArbStattV

naher zu konkret13|eren

In Absatz 10 werden Téatigkeiten (Wartung, Inspektion, Instandsetzung, -Verbesserdng der
Arbeitsstétte) genannt, die - jede flr sich - unter den Begriff des ,Instandhaltens” fallen.

| In Absatz 11 wird der ,,Stand der Technik® analog der anderen Arbeitsschutzverordnungen
definiert. ‘

In Absatz 12 wird die ,Fachkunde” wortgleich entsprechend der Formulierung.in der Neu-
~ fassung der Betriebssicherheitsverordnung (BetrSichV) definiert.

Die Definition ist erforderlich, um die Anforderungen an die Fachkunde zur Erstellung der
Gefahrdungsbeurteilung nach § 3 und die fachkundige Durchfithrung von Abbrucharbeiten
gemald den Anforderungen in Anhang Nummer 5.2 Absatz 4 e) deutlich zu machen. Zur
‘Fachkunde gehéren insbesondere die aufgrund der Ausbildung erworbenen Kenntnisse
sowie die bei der beruflichen Arbeit erworbenen besonderen Kenntnisse und Erfahrungen
am Arbeitsplatz hinsichtlich der Anforderungen aus dieser Verordnung. Bei Vorliegen die-
ser besonderen Kenntnisse und Erfahrungen kénnen zum Beispiel Fachkréfte fur Arbeits-
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sicherheit und Betriebséarzte dle Fachkunde im Smne der Verordnung fur sich in Anspruch
nehmen.

Zu Nummer 4 , o

Die Ergénzung in § 3 Absatz 1 dient der Klarstellung, dass der Gesundheitsbegriff sowohl -
~die physische als auch die psychische Gesundheit umfasst und beide Elemente im Rah-
+ men der Beurteilung der Arbeitsbedingungen nach § 5 ArbSchG zu berticksichtigen sind.
Weiterhin werden Inhalte aus der BildscharbV zu Belastungen der Augen und zur Gefahr-
dung des Sehvermdégens der Beschafhgten durch die Arbeit an Bildschirmgeraten in die
ArbStattV ubernommen

Ungeniigend gestaltete Arbeitsplatz- und Arbeitsumgebungsbedingungen (zum Beispiel
Larm oder stérende Gerausche, schlechtes Raumklima, raumliche Enge, unzureichende
Wahrnehmung von Signalen und Prozessmerkmalen, unzureichende Ergonomie und
Softwaregestaltung, schlechte Beleuchtung) fihren zu Belastungen, die zu- psychischen
Erkrankungen der Beschaftigten beitragen kénnen.

Zu Nummer 5

Die Ergénzung in § 3a Absatz 1 ist zur Konkretisierung und Klarstellung der Verantwor-
tung des Arbeitgebers hinsichtlich der ergonomischen Gestaltung von Arbeitspléatzen zum
Schutz der Gesundheit der Beschéftigten erforderlich. Es geht bei den ergonomischen
Anforderungen der Arbeitsbedingungen um mehr als nur die Anordnung der einzelnen
Arbeitsmittel (Bewegungsfreiheit am Arbeitsplatz, Tirmalie, Gangbreiten, Gelanderhdhen,
_Fluchtwegbreiten, Anordnung der Schreibtische, Bildschirm). Es geht vielmehr um die -
gesamte Gestaltung des Arbeitsplatzes und des Arbeitsraumes. Die richtige Beleuchtung,
das Raumklima-und die Arbeitsorganisation spielen ebenso eine bedeutende Rolle. Die
Arbeitsplatzergonomie ist ein wichtiger Teilaspekt des betrieblichen Gesundheitsschutzes.

- Die Erganzungen in § 3a Absatz 2 sind erforderlich, weil auch Sanitér-, Pausen- und Be-
reitschaftsrdume, Kantinen, Erste-Hilfe-Raume und Unterkinfte in der Arbeitsstatte bei
Bedarf, sofern behinderte Menschen beschaftlgt werden behindertengerecht emgerlchtet
und betneben werden milssen.

Mit der Ergénzung in § 3a Absatz 3 soll die Antragstellung Uber elektronische Kommuni-
kation - Ubermittlung von Antrdgen auch auf elektronischem Weg - mit den fir Arbeits-
schutz zustandigen Verwaltungen ermdéglicht werden. Dies ist eine erhebliche Vereinfa-
chung bzw. Erleichterung fur den Arbeitgeber. Die Antragstellung wird damit nutzerfreund-
l|cher und efﬂZIenter angeboten

Das Verhéltnis zwischen anderen Rechtsvorschriften mit Bezug zu Arbeitsstatten und der
ArbStattV wird in-Absatz 4 eindeutig klargestellt. Die -jeweils weitergehende Rechtsvor-
schrift (zum Beispiel in Bezug auf das Baurecht) ist vom Arbeitgeber einzuhalten.

Zu Nummer 6

Mit der Anderung in § 4 Absatz 1 wird klargestellt, dass bei kurzfristig festgestellten Man-
geln in der Arbeitsstétte, die zu ernsten Gefdhrdungen der Beschaftigten fuhren, insoweit
nur die Tétigkeit der jeweils gefahrdeten Personen unverzlglich einzustellen ist.

Die Anderung in Absatz 3 stellt klar, dass bauliche oder technische Anlagen nicht nur
sachgerecht zu warten, sondern auch instand zu halten sind. -Instandhalten beinhaltet
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heben dem Warten der Anlagen auch ihre Inspektion und. Instandsetzung (verglelche An-
- derung zu Nummer 3). :

Zu Nummer 7

Die neue Formulierung in § 5 Absatz 2 stellt klar, dass der Arbeitgeber auch in Bereichen
der Arbeitsstétte mit- Publikumsverkehr (zum Beispiel Gaststétten) geeignete Vorkehrun-
gen beziehungsweise angepasste technische oder organisatorische MalRnahmen zum -
Schutz der nicht rauchenden Beschéftigten (zum Beispiel Bedienpersonal) treffen muss.
Aus der noch geltenden Fassung des § 5 Absatz 2 ist nicht eindeutig erkennbar, dass der
Arbeitgeber auch in Arbeitsstatten mit Publikumsverkehr MaBnahmen zum Schutz der
nicht rauchenden Beschaftlgten treffen muss. Im Sinne des Gewollten war § 5 ArbStattV
- insgesamt immer schon so auszulegen, dass dieser i in Verbindung mit Anhang Nummer
3.6 (Luftung) der ArbStéattV gesehen werden musste. Mit der neuen Formulierung wird der
Arbeitgeber grundsatzlich und ausdriicklich zu- wirksamen MaBnahmen zum Schutz der
nicht rauchenden Beschéftigten bei der Arbeit angehalten. Damit wird grélere Rechtssi-
cherheit geschaffen und bundesweit ein einheitliches Schutzniveau fir Bedienpersonal in
Gaststatten festgelegt. Die Bestimmung gibt dem Arbeitgeber angesichts der Vielgestal-
tigkeit der betrieblichen Verhéltnisse aber den notwendigen Handlungsspielraum in Bezug
‘auf die konkret zZu veranlassenden SchutzmaBnahmen

Zu Nummer 8

In der derzeit gultigen Verordnung werden Anforderungen zu Arbeits-, Sanitér- und Sozi-
alraumen sowoh! in § 6 als auch im Anhang der ArbStattV geregelt. Die Anwendung der -
Verordnung soll durch die Zusammenfiihrung der Regelungsinhalte zum gleichen Sach-
verhalt erleichtert werden. Dazu werden die Vorschriften des § 6 mit den entsprechenden
Anforderungen im Anhang vereinigt und aus § 6 gestrichen. Die' Zusammenfihrung von
- Sachinhalten in der Verordnung dient auch der Vermeidung von Doppelregelungen und
- der Férderung von Versténdlichkeit und Rechtsklarhelt

In § 6 werden jetzt neu Regelungen zur Unterweisung der Beschéftigten aufgenommen.
Die Pflicht zur ,Unterweisung der Arbeitnehmer findet sich in Artikel 12 der EG-
' Arbeltsschutzrahmennchthnle der gemal deren Artlkel 16 Absatz 3 auch fir Arbeitsstat-

“ten gilt.

Mit der Aufnahme entsprechender Vorschriften zur Unterweisung der Beschéftigten wird
die ArbStattV inhaltlich und konzeptionell an die anderen Arbeitsschutzverordnungen, wie
- zum Beispiel die GefStoffV, die Biostoffverordnung, die BetrSichV, dle Larm- und Vibrati- -
ons—Arbeltsschutzverordnung oder die OStrV angepasst. '

Fur den Arbeitgeber und die Arbeitsschutzakteure in den Betrieben bedeutet dies eine

- erhebliche Erleichterung und Vereinfachung, da sich nunmehr die Systematik des betrieb-
- lichen Arbeitsschutzes in allen wesentlichen Arbeitsschutzverordnungen einheitlich wie-
derfindet. Es entsteht unterhalb des ArbSchG ein System konkretisierender Verordnungen
aus einem Guss. 4

Durch die Aufnahme der Gefahrdungsbeurteilung im Rahmen der Anderung der ArbStattV
“im Jahr 2010 wurde die Voraussetzung fiir die systematische Informationsermittiung und -
die Festlegung von MaRnahmen fiir die Sicherheit und Gesundheit der Beschiftigten in
der ArbStattV geschaffen. Die Unterweisung der Beschéftigten gehort zum umfassenden
gefahrdungsbezogenen- Arbeitsschutzkonzept. Unterweisungen sind Instrumente, um Be-,
schaftigte in die Lage zu versetzen, sich sicherheitsgerecht zu verhalten. Die Ergebnisse
der Gefahrdungsbeurteilung bilden die Grundlage daflr, welche Informationen im Rah-
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men der Unterweisung an die Beschéftigten weitergegeben werden mussen. Erst mit die-
~ sem Informationstransfer werden die Beschaftigten in-die Lage versetzt, durch aktives
-Handein und Anwendung der Schutzmafnahmen den Gefahrdungen bei der Arbeit zu
begegnen. Des Weiteren miissen die Beschéftigten Uber MaRnahmen und Verhaltens-
weisen bei ihren Tatigkeiten unterwiesen werden. Die Unterweisungen sind vor Aufnahme
der Tatigkeit erforderlich und danach mindestens jahrlich zu wiederholen. Eine Dokumen-
tationsverpflichtung der Unterweisung der Beschéftigten wird mlt der Anderung der Ar—
bStattV nicht vorgeschrieben.

Zu Nummer 9 ,

Die Regelungen zum Ausschuss fUr Arbeitsstatten nach § 7 entsprechen inhaltlich noch
nicht den vergleichbaren Vorschriften der anderen Arbeitsschutzverordnungen. Eine ein-
heitliche Formulierung der Ausschussparagrafen ist zur fachlichen und politisch erforderli-
- chen Steuerung der beratenden Arbeitsschutzausschiisse notwendig. Mit der textlichen
Angleichung des § 7 wird sichergestellt, dass alle Arbeitsschutzausschiisse im gleichen
Umfang das Bundesministerium flr Arbeit und Soziales beraten kénnen und nach glei-
chen Vorgaben und Rahmenbedmgungen arbeiten. |

\‘Zu Nummer 10

- Die Ubergangsvorschnft in § 8 Absatz 1 Satz 1 der ArbStattV entstammt noch der Ar- -
bStattV aus dem Jahr 1975 (§ 56), die erstmals im Mai 1976 in Kraft getreten ist. Der § 56
der alteri ArbStattVv regelte in emgeschrankter Form den Bestandsschutz flr bestimmte
bereits errichtete Arbeitsstatten. Diese ,Ubergangsvorschrift* in der urspriinglichen Ver- -
ordnung galt nur fir existierende Arbeitsstatten, die vor Mai-1976 (im 6ffentlichen Dienst
vor 1996) bereits eingerichtet und betrieben wurden. Die Anforderungen fir Arbeitsstétten
in diesen betroffenen Betrieben wurden aus der EG-Arbeitsstéattenrichtlinie aus dem Jahr
1989 ubernommen. Die Ubergangsvorschrift steht auch heute noch in der aktuellen Fas-
sung der ArbStattV. Sie gilt jedoch nur noch fur die Betriebe, die seit 1976 (1996) keinen
Umbau oder keine Renovierung der Arbeitsstatte oder keine Umstellungen der Arbeitsver- .
fahren sowie der Arbeitsablaufe durchgefuhrt haben. Sofern es solche Betriebe Uberhaupt
noch gibt, gelten flr diese Betriebe nur die leicht reduziertenn Anforderungen des Anhangs
Il der EG-Arbeitsstéattenrichtlinie. . In der Praxis dirfte es aber kaum noch Betriebe geben,
die seit 1976 (seit 1996 &ffentlicher Dienst) nicht die Arbeitsstatte, ihre Betriebseinrichtun-
gen oder die Arbeitsverfahren modernisiert haben. Die Innovationszyklen in der Wirtschaft
(friher- rund 15 Jahre) haben sich in den letzten Jahren drastisch verkiirzt. Deshalb ist
davon auszugehen, dass diese Ubergangsvorschrift in der Praxis keine Rolle mehr spielt. .

Die Uberholten und komplizierten Ausnahmevorschriften des § 8 Absatz 1 kénnen somit .
mittelfristig aus der ArbStattV ersatzlos entfallen. Wie in solchen Fallen blich, soll die
Ausnahme noch fiir eine Ubergangszeit bis zum Ende des Jahres 2020 giltig bleiben und
dann automatisch auRer Kraft treten, Nach dieser Frist kann in begriindeten Einzelféllen
auch weiterhin eine Ausnahmegenehmlgung nach § 3 Absatz 3 bei den zusténdigen Lan-
derbehdrden beantragt werden.

Der Inhalt von Absatz 2 ist wegen des Auslaufens der Frlst am 31.12.2012 fur die Uberar—
beltung der Arbeltsstattenregeln zu streichen.

Stattdessen wird in Absatz 2 eine Ubergangsregelung zu den Arbeitsstéttenregeln, in de- -
nen noch der zeitlich  eingeschrankte Begriff ,Arbeitsplatz* verwendet wird, neu aufge-
nommen. Grund fur die erforderliche Ubergangsregelung ist die rechtliche Klarstellung
der Definition ,Arbeitsplatz* (vgl. Nummer 3 zu Absatz 4). Mit der Ubergangsregelung in'§
8 Absatz 2 wird geregelt, dass die Arbeitsstattenregeln, die die alte Arbeitsplatzdefinition:
mit zeitlicher Einschrankung noch verwenden, so lange weiterhin angewendet werden

{
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kénnen, bis der Ausschuss fiir Arbeitsstatten (ASTA) die entsprechenden Arbeitsstétten-
* regeln Uberprift und ggf. entsprechend angepasst hat. Damit soll verhindert werden, dass
es fur die Betriebe durch die Anpassung der Arbeitsplatzdefinition zu héheren Aufwen-
dungen kommt. Sobald die Arbeitsstattenregeln vom ASTA geprift und erforderlichenfalls
an das neue Recht angepasst sind, greift die Ubergangsregelung nicht mehr.

Zu Nummer 11

Die Anderungen in § 9 sind teilweise Folgeénderungen zu den vorangegangenen Ande-

rungen in der Verordnung. Das Instrument der Sanktionierung ist fir die Verfolgung von

vorsatzlichen oder fahrlassigen Gefdhrdungen von, Beschéftigten fur die ‘Aufsichtsbehor-

den und die betrieblichen Arbeitsschutzakteure von grof3er Bedeutung. Ansonsten kénn-

ten die Forderungen der Verordnung von den Aufsichtsbehérden der Lander nicht durch-

gesetzt werden. Auch in der europaischen Gemeinschaftsstrategie (zuletzt mit der Ent-

schliefung des EP vom 14. Januar 2014) zum Arbeitsschutz wird gefordert, neben der .
beratenden Tatigkeit -der Aufsichtsdienste dem Einsatz von Sanktionsmittein bei Versto—

Ren wieder mehr Aufmerksamkelt zu widmen.

Neu éufgenommen sind zum Beispiel die Ordnungswidrigkeiten bei nicht zur Verfugung
gestellten Mitteln oder Einrichtungen zur Erste-Hilfe nach § 4 Absatz 5 oder nicht durch- -
gefuhrter Unterwelsung nach § 6 Absatz 4. ,

- Zu Nummer 12 Buchstabe a bis b

_RedaktionellezAnpassung des Inhaltsverzeichnisses (Anhang) _

Zu Nummer 12 Buchstabe ¢

Die Vorbemerkung des Anhangs kann in Génze ersatzlos gestrichen werden. Die Strei-.
chung dient der Rechtsbereinigung. Zur Anpassung an die anderen Arbeitsschutzverord-
nungen wurde im Rahmen der letzten Anderung der ArbStattV der § 3 ,Gefahrdungsbeur-
teilung” neu aufgenommen. Satz 1 der Vorbemerkung des Anhangs, der auf die geféhr-
dungsbezogene Anwendung der MaRnahmen des Anhangs. hinweist, ist durch die Auf-
nahme der Gefahrdungsbeurteilung in die ArbStattV entbehrlich geworden. Die MalRnah-
men nach der ArbStattV sind immer dann zu ergreifen, wenn dadurch eine Gefahrdung
" der Beschaftigten minimiert oder verhindert werden kann.

Der ‘zweite Satz der Vorbemerkung ist ebenfalls entbehrlich, da andere Rechtsbereiche
nach § 3a Absatz 4 ArbStattV ohnehin unberiihrt bleiben missen. Da sich die ArbStattV
auf Anforderungen zum Einrichten und.Betreiben von Arbeitsstatten (Betriebsvorschriften)
beschrankt, kénnen beispielsweise Anforderungen zum Inverkehrbringen und zur Ver-
marktung von Produkten nicht Regelungsgegenstand der ArbStattV sein. Es ist deshalb
selbstverstandlich, dass das Produktrecht in der ArbStattV nicht geregelt wird und damit

unberiihrt bleibt.

'Zu Nu,mmer 12 Buchstabe d bis j 7
Bei den Anderungen handelt es sich um ,redal(tionellé Anpassungen.
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Zu Nummer 12 Buchstabe k

Mit Satz 2 wird dem Umstand Rechnung getragen, dass es auch Arbeitsplatze gibt, fir die
fest installierte Schutzvorrichtungen zum Schutz vor Absturz der Beschéftigten nicht
‘moglich oder nicht geeignet sind. So sind zum Beispiel an Bundeswasserstralien viele
Arbeiten an Uferbdschungen oder auch direkt am Wasser durchzufiihren (Einbau von
Schittsteinen, Reparaturen an Spundwandufern und so weiter). In diesen
Arbeitsbereichen sind feste Absturzsicherungen in der Regel nicht vorhanden oder auch
nicht geeignet. Der Arbeitgeber muss deshalb auf der Grundlage der
Gefahrdungsbeurteilung andere, ebenso wirksame Manahmen zum Schutz der
Beschaftigten durchfihren (zum Beispiel Anseilschutz, Rettungswesten). Nach § 6 sind
die Beschaftigten Uber die geeigneten und festgelegten Malinahmen zu unterweisen. Die
Regelung in Satz 2 trifft in vielen Fallen entsprechend auch bei Arbeitsplatzen auf
Baustellen zu. Der Satz 2 dient daher auch der Umsetzung des Teil B, Abschnitt I
Nummer 5.2 der Richtlinie 92/57/EWG uber Mindestvorschriften auf zeitlich begrenzten
oder ortsveranderlichen Baustellen in nationales Recht.
Der Ausschuss fir Arbeitsstatten (ASTA) hat fur Absturz eine Gefahrdung ab 1 m Hohe
~ ermittelt. Ab dieser Hohe muss der Arbeitgeber mit der Gefahrdungsbeurteilung prufen,
ob MaBnahmen gegen Absturz der-Beschaftigten erforderlich sind.

Zu Nummer 12 Buchstabe |
Redaktionelle Anpassungen.

Zu Nummer 12 Buchstabe m _
- Naturliches Tageslicht nimmt bei der Be?euchtung von Arbeitsrdumen einen sehr hohen-

- Stellenwert ein. In Verbindung mit einer ungehinderten Sichtverbindung nach auRen wirkt

sich das Tageslicht positiv auf die physische Gesundheit (zum Beispiel Hormonhaushalt)
sowie auf die psychische Gesundheit (zum Beispiel Motivation, Arbextszufnedenheﬂ und
‘Leistungsfahigkeit) der Beschéftigten bel der Arbeit aus. :

Mit der Novellierung der ArbStattV im Jahr 2004 ist mit der Nummer 3.4 die Verpflichtung .
aus der alten ArbStéttV nach einer Sichtverbindung ins Freie in Arbeits- und Aufenthalts-
raumen durch die Anforderung ,Die Arbeitsstatten missen moglichst ausreichend Tages-
licht erhalten ..." ersetzt worden. Diese Formulierung ist rechtlich unbestimmt und in sich
widerspriichlich. Es wird einerseits ,missen® als Pflicht und -andererseits ,moéglichst aus-
reichend” als unverbindliche Empfehlung in der Praxis ausgelegt. Auch ist nicht zwingend
in allen Bereichen von Arbeitsstatten Tageslicht erforderlich. So ist zum Beispiel aus be-
triebsspezifischen Griinden Tageslicht in Fotolaboren nicht erlaubt. Die derzeitigen Rege-
Jlungen fuhrten daher haufig zu Missversténdnissen und Konflikten sowie in der Folge zu
vielen Anfragen von Arbeitgebern, Architekten und Bauingenieuren sowie bei der Arbeits- -
schutzaufsicht der-Lander. Beklagt werden dabei auch die uneinheitliche Auslegung die-

ser unbestimmten Begriffe in den Betrieben und die Abweichung von der Normung, die
* zusatzlich einé Sichtverbindung nach auRen festlegt. Die einschlidgige Normung (DIN
5034-1 Tageslicht in Innenrdumen) verlangt seit Jahren fir Aufenthaltsraume und Arbeits-
raume in Gebduden eine ausreichende Sichtverbindung nach aufen. Auch das Bewer-
tungssystem ,Nachhaltiges Bauen® (BNB) des Bundesministeriums fiir Verkehr und digita-
le Infrastruktur fordert die Sichtverbindung nach aufen fur Blros und Verwaltungsgebau—
de. Die spezifizierte Forderung nach Sichtverbindung ins Freie entspricht unbestritten
dem Stand der Technik. Nattrliches Licht am Arbeitsplatz und die Sichtverbindung ins
Freie sind unter dem Gesichtspunkt der zunehmenden psychischen Belastungen, zum
Beispiel zur Vermeidung von ,Klausureffekten®, fir Beschéftigte in Arbeits- und Aufent-.
haltsrdumen notwendig. Zu diesem Ergebnis kommt auch.das Bundesverwaltungsgericht
in seinem Urteil zum Thema Sichtverbindung nach auRen aus dem Jahr 1997.
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Zur Klarstellung und zur Bereinigung von Unstimmigkeiten soll deshalb die grundsatzliche
Anforderung der Sichtverbindung nach auflen fiir die Beschéaftigten, die in Arbeitsrdumen
tatig werden oder sich in Pausen- und Bereitschaftsraumen, Unterkiinften und Kantinen
aufhalten, in die ArbStattV aufgenommen werden. In Anlehnung an die Rechtslage vor
2004 enthalten die neu gefassten Absétze 1 und 2 der Nummer 3.4 differenzierte Aus-
nahmeregelungen. Absatz 1 Satz 2 benennt dazu Arbeitsrdume, bei denen die tatsachli-
chen Gegebenheiten eine Sichtverbindung nach aul3en faktisch nicht oder nur mit unver-
tretbaren Kosten zulassen; dazu gehdren: betriebs-, produktions- oder bautechnische
Griinde, spezielle &rztliche Behandlungsraume sehr groRe Arbeitsraume, Einkaufszen-
tren mit Verkaufsraumen, Schank- und Speisegaststatten, Rdume in Flughafen, Bahnho-
fen, Sportstadien und in mehrstdckigen Produktionsanlagen. Nach Absatz 2 missen Pau-
sen- und Bereitschaftsrdume sowie Unterkiinfte ,mdglichst® eine Sichtverbindung nach
aulen haben; Kantinen ,sollen” méglichst eine Sichtverbindung nach aufien haben.

Absatz 3 legt zwecks Bestandsschutz eine Ubergangsregelung fest. Danach diirfen vor
Inkrafttreten der Anderungsverordnung bestehende R&ume ohne eine Sichtverbindung
nach auflen bis zu einer wesentlichen Erweiterung oder einem wesentlichen Umbau wei-
ter betrieben werden. Fur die Beurteilung, ob eine ,wesentliche” Erweiterung oder ein
- wesentlicher* Umbau vorliegt, kommt es darauf an, ob diese MaRnahmen von ihrer Art
" oder ihrem Umfang her geeignet sind, gleichzeitig auch eine Sichtverbindung nach aufzen
baulich herzustellen (z. B. Arbeiten an AuRenwéanden). Der finanzielle Aufwand der Erwei-
terungs- oder Umbauarbeiten allein ist kein entscheidendes Kriterium fur die Bestimmung

der ,Wesentlichkeit".

Zu Nummer 12 Buchstabe n

Die Nummer 3.5 soll hinsichtlich der allgemeinen Anforderungen an Raumtemperaturen
_ kiinftig auch far Unterkunfte gelten.

Die zweckgebundenen Raumtemperaturen werden nicht wahrend der gesamten Arbeits-
zeit, sondern smnvollerwelse wahrend der tatsdchlichen Nutzungsdauer vorgeschrleben

Daruber hinaus ist bei den MaBnahmen gegen UbermaRige Sonneneinstrahlung zur Klar-
stellung eine redaktionelle Anpassung erforderlich. So ist nicht generell die gesamte Ar-
beitsstitte gegen UberméBige Sonneneinstrahlung zu schitzen. Vielmehr missen die
entsprechenden Fenster, Oberlichter und Glaswénde in Arbeitsrdumen geeignete Mal3-
“nahmen (Abschirmung) gegen (ibermaRige Sonneneinstrahlung ermdéglichen, um die Si-
.cherheit und die Gesundhelt der Beschaftlgten bei den beruflichen Téatigkeiten zu gewahr-

~ leisten.

Zu Nummer 12 Buchstabe o

Die Anforderungen der Nummer 3.6 ,LUftung” sollen kiinftig auch fir Sanitéar-, Pausen-

‘und Bereitschaftsraume, Kantinen, Erste-Hilfe-Raume-und Unterkinfte gelten. Die Num-

mer 3.6 ist entsprechend anzupassen. Gesundheitlich zutrégliche Atemluft soll wéhrend

der Nutzungsdauer gerade auch in den oben genannten’ Sozialraumen der Arbeitsstatte

vorhanden sein. Dariiber hinaus werden die Absétze 2 bis 4 der Nummer 3.6 auf raumluft-

" technische Anlagen beschrankt, da die dort vorgeschriebenen Anforderungen nicht gene-
rell fur alle Liftungseinrichtungen sinnvoll anwendbar sind. :

Zu Nummer 12 Buchstabe p bis w‘

a) Es handelt sich um die Zusammenfassung von gleichen Sachverhalten aus § 6 (alt) in
die Nummern. 4.1, 4.2, 4.3 und 4.4 mit redaktionellen Anderungen zum besseren Ver-
sténdnis der Verordnung (vergleiche auch Begriindung zu Nummer 8 Buchstabe a).



- 38 -

b) In die Nummer 5.2 werden Anforderungen an Sicherungen, die ein Abstlrzen von Be-
schéftigten an Arbeitsplatzen und Verkehrswegen auf Baustellen verhindern sollen, in den
Anhang der ArbStatty aufgenommen:. Dies ist erforderlich, weil die Bau-
Berufsgenossenschaft konkrete Regelungen zu ,Absturzgefahren auf Baustellen® im
staatlichen Vorschriftenwerk angemahnt und in diesem Zusammenhang auf die Regelun-
gen der UVV C22 Bauarbeiten hingewiesen hat. Da der Regelungsvorrang in diesem Be-
réich beim staatlichen Arbeitsschutzrecht liegt, wurde die Regelung aus der UVV Bauar-
beiten in die ArbStattV (in den Anhang Nummer 5.2) weitgehend Ubernommen. -

Die Kriterien und erforderlichen MaRnahmen werden' iberwiegend inhaltsgleich aus
Nummer 8 ,Abweichende/ergdnzende Anforderungen fir Baustellen“ der Technischen
Regel ASR A2.1 ,Schutz vor Absturz und herabfallenden Gegenstanden, Betreten von
Gefahrenbereichen” in den Anhang Nummer 5.2 der ArbStéttV tbernommen. ‘

Der bislang gangige Begriff ,befahigte Person” (bisher Nummer 5.2 Absatz 4 e)) wird in
dem Zusammenhang in Rechtsvorschriften nicht mehr richtig verwendet. Der Arbeitgeber
soll kuinftig Arbeiten nach Nummer 5.2 Absatz 5 f) (zum Beispiel Abbrucharbeiten, Monta-
ge- oder Demontagearbeiten) unter ,fachkundiger Aufsicht® durchfuhren Durch die Ande-

rungen wird das Gewollte zum Ausdruck gebracht. "

Zu Nummer 12 Buchstabe x

~ Die neue Nummer 6 des Anhangs enthélt die grundsatzlichen Anforderungen und Festle-
gungen zur Bildschirmarbeit in Arbeitsstatten und tbernimmt die EG-Bildschirmrichtlinie
90/270/EWG, die bisher mit der BildscharbV umgesetzt ist. Die grundsatzlichen Anforde-
rungen zur Gestaltung und Organisation. von Bildschirmarbeitsplédtzen aus der Bild-
scharbV sind nun in der Nummer 6 des Anhangs der ArbStéattV enthalten. Die entspre-
chenden Anforderungen an Bildschirmarbeitsplatze werden inhaltsgleich aus der Bild-
scharbV Ubernommen. Dabei werden Anforderungen aus der BildscharbV, die bereits in-
der'ArbStattV enthalten sind zur Vermeidung voen Doppelregelungen nicht nochmals auf-
_.genommen. Die Umsetzung der EG-Bildschirmrichtlinie ist weiterhin auf der Basis der
ArbStattV gewahrleistet. Die BildscharbV wird aufgehoben (vérgleiche Artikel 3).

Die Arbeit an Bildschirmarbeitsplatzen ist so zu organisieren und zu gestalten, dass Be-
- lastungen der Beschéftigten an- Bildschirmgeraten vermieden oder so weit wie mdoglich
verringert werden. Die Formulierung ,.... vermieden oder diese so weit wie méglich verrin-
gert werden ...“ wurde an andere Arbeitsschutzverordnungen angepasst. Die Tatigkeiten
der Beschaftigten wahrend des Arbeitstages an Bildschirmarbeitsplatzen sind so zu orga-
nisieren, dass die Arbeit regelmafig durch ,andere Tétigkeiten” (Mischarbeit) oder durch
Erholungszeiten unterbrochen wird. Diese ,anderen Tétigkeiten” oder ,Erholungszeiten”
sind als Ausgleich gedacht und dienen ‘dazu, die einseitige Belastung der Beschéftigten
bei der Arbeit an Bildschirmgeraten (Belastung der Augen Zwangshaltungen usw.) zu
verrmgem und Fehlbelastungen zu vermeiden. :

Bei Blldschlrmarbelt handelt es sich um Arbeitsplatze mit einer Schnittstelle zwischen
Mensch und der elektronischen Datenverarbeitung. Die Arbeit der Beschaftigten wird an
solchen Arbeitsplatzen ganz wesentlich durch die Téatigkeit mit EDV-Emnchtungen be-
stimmt. Der tagliche Arbeitsablauf der Beschéftigten sollte so ausgerichtet sein, dass
mdoglichst Mischarbeit ausgefiihrt wird (vergleiche dazu Nummer 12 Buchstabe v). "

Bildschirmarbeitsplatze sind heute normale Blroarbeitsplatze mit Computer, Bildschirm,
Drucker und sonstigem technischen Zubehér. Diese Arbeitsplatze sind in Blro- und Ver-
. waltungsbereichen bei rund 40 % aller Beschaftigten (17 Millionen in Deutschland) einge-
richtet. Im Jahr 1990, bei Einfihrung der EG-Richtlinie Bildschirmarbeit, handelte es sich
bei der Bildschirmarbeit noch um eine Sonderform der Biroarbeit. Die zahlreichen techni-.
schen Neuerungen (Flachbildschirme, Laptops, Beleuchtung und so weiter) und die
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enormen Fortschritte in der Entwicklungen der Anwendersoftware haben die Arbeit im
Buro gegeniiber friher erheblich verdndert. Die Arbeit der Beschéftigten wird an solchen
Arbeitsplatzen . ganz  entscheidend von der Datenverarbeitungstechnik bestimmt.
Bei Bildschirmarbeit handelt es sich um Arbeitspldtze mit einer Schnittstelle zwischen
Mensch und der elektronischen Datenverarbeitung. Die Anforderungen an diese Arbeits-
platze, die kinftig in der ArbStattV geregelt werden, sollen vom ASTA in einem unterge-
setzlichen Regelwerk - das den Stand der Technik reprasentiert - konkretisiert werden. Mit
der Ubernahme ‘der BildscharbV in die ArbStattV kénnen detaillierte Anforderungen an .
Bildschirmarbeitsplatze durch den Arbeitsstattenausschuss ermittelt werden. Damit steht
der Praxis kinftig préazise und moderne Unterstutzung -nach dem Stand der Technik fur
diese Arbeitsplétze zur Verfigung. - :

Far die Arbeitgeber bedeutet die Ubernahme der BildscharbV in die ArbStéttV eine erheb-
liche Vereinfachung und Erleichterung. Kiinftig sind das Einrichten und Betreiben von
Bildschirmarbeitsplatzen in Arbeitsstatten, die Durchfihrung der Gefahrdungsbeurteilung
und die erforderlichen Mafinahmen abgestimmt in der ArbStattV zusammengefasst. So
kénnen zum Beispiel ergonomische und psychische Aspekte der Bildschirmarbeit ,integ-
-ral* mit Aspekten der Beleuchtung, der Akustik (Larmentwickiung) und dem Flachen- und
Raumbedarf in Arbeitsstatten bereits beim Einrichten und Betreiben umfassend beriick-
~ sichtigt werden. Im Hinblick auf die Sicherheit und die Gesundheit der Beschéftigten bei
der Buroarbeit sind diesbeziiglich positive Synergieeffekte zu erwarten.

Zu Artikel 2 Anderung der Arbeltsschutzverordnung zu kunsthcher opﬂscher Strah-
lung

Zu Nummer 1

Mit Nummer 1 werden § 5 Absatz 2 Sétze 1 und 2 der blshengen Verordnung, der sich mit
dem Verfahren zum Nachweis der erforderlichen Fachkenntnisse von Laserschutzbeauf-
tragten befésst, gedndert. Mit der Anderung wird das Verfahren zum Nachweis der erfor-
“derlichen Qualifikation der Fachkunde von Laserschutzbeauftragten konkretisiert. Neu
vorgeschrieben wird auch, dass der Laserschutzbeauftragte seine Quallflkatlon durch
Fortbildung auf aktuellem Stand halten muss (neuer Satz 3)

Der bisherige Satz 3 w:rd Satz 4 und nimmt Klarstellungen vor. Da § 5 Absatz 2 Satz 3
Nummer 1 alter Fassung in der Praxis éinige Fragen aufgeworfen hat, wird diese Nummer -
1 redaktionell und im Sinne des Gewoliten angepasst. Es wird klargestellt, dass der La-
serschutzbeauftragte den Arbeitgeber auch bei der Durchfilhrung der Gefahrdungsbeur-
teilung und den sich daraus ableitenden notwendigen S¢hutzmalRnahmen unterstiitzt.

§ 5 Absatz 2 Nummer 2 der bisherigen Verordnung, der sich mit den Aufgaben des La-
-serschutzbeauftragten befasst, wird redaktionell und im Sinne des Gewollten geédndert. Es
wird klargestellt, dass der Laserschutzbeauftragte den sicheren Betrieb zu gewahrleisten
hat, aber beim Betrieb der Lasergerate nicht zwingend anwesénd sein muss.

Zu Nummer 2

Mit.der Erganzung in § 10 Absatz 1 Satz 1 soll klargestelit werden, dass der Arbeitgeber
erforderliche Antrage sowohl in Papierform als auch elektronisch bei den fiir den Arbeits-
schutz zusténdigen Verwaltungen ubermxtteln kann. Die Antragstellung wird damit nutzer-
: freundhcher und effizienter angeboten. :
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 Zu Nummer 3

Anpassung an die Anderungen in § 5.

Zu Artikel3 AuBerkréfttreten der Bildschirmarbeitsverordnuhg und Inkrafttreten
dieser Verordnung

Der Artikel 3 regelt das Inkrafttreten der Artikelver_ordnuhg und das Aulerkrafttreten der
BildscharbV. . ,






